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Die Abgeordneten Ebert, Haaſe, Ledebour und
Scheidemann ſind am Sonnabend vormittag vom S
Reichkanzler zu einer Beſprechung empfangen worder D e v. et er Staatst Wallraf und der Miniſt Jne ſ er des Innern Drews

Die Abgeordneten unterbreiteten dem Kanzler den
Wunſch, bei den Mili tärbehörd en. darauf hinguwirken,
daß Vertrauensmännern der ſtreikenden Arbeitergruppen erlaubt werden möchten, in einer geſchloſſenen Verſammlung über die du den Streik ge

j e V rerenr Reichskanzler ſtellte ſich enüber auf denStandpunkt, daß die Regierung das Zu reren einer
Verſammlung deren Beſchlüſſe darauf hinauslaufen könn
ten geſetzwidrige Handlungen gutzuheißen, oder gar für ihre
Fortſetzung einzutreten, nicht befürworten könne. Auch
wenn die Verſammlung zu dem Ergebnis führen follte, daß
die Streikenden aufs neue den Antrag ſtellten, mit der Re
gierung zu verhandeln, würde ſie die Lage nur weiter ver
ſchärfen, da die Regierung auf einen ſolchen Antrag nur ab
leh nen d antworten könnte. Solange h b keine Gewährdafür vorliege, daß die Beſprechung ledig e dahin wirken

werde, den Streik zu be en den und alle allgemein politiſchen
Wünſche der Arbeiter künftig auf dem geſetzmäßigen Wege
über die Volksvertreter an die Regierung gelangen zu laſſen,
könne dieſe den Vorſchlag der Abgeordneten nicht in Er
wägung ziehen.

wirt o gende

breitet eGegenüber den

rung jederzeit bereit, berufene Vertreter der werktätigen Be
völkerung zu empfangen und mit ihnen zu beraten. Als be
rufen zu ſolchen Verhandlungen ſieht ſie die Abgeordneten
aller Fraktionen an, außerdem für die Erörterung der beſon-
deren, die Berufsintereſſen der Arbeiter betreffenden Fragen
auch die Vertreter der verſchiedenen gewerkſchaftlichen Ver

de.
Sie muß es aber als unvereinbar mit dem Weſen unſerer
ſtaatlichen Ordnung ablehnen, über politiſche Lebensfragen
des ganzen Volkes mit Vertretern ſolcher Sondergruppen zu

ndeln, die durch Niederlegen der Arbeit in Zeiten vater-
ländiſcher Not den Beweis dafür liefern, daß ſie den Ernſt
ihrer ſchweren Verantwortung als Glieder der Geſamtheit des
deutſchen Volkes nicht erkennen.

Der bayriſche Miniſterpräſident v. Dandl hat bei einem
Empfange von Abgeordneten der
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drücklich Dank dafür ausgeſprochen, daß ſie die Leitung der
treikbewegung in die Hand genommen hat. Er hat damit

den Berliner Scharfmachern, den Hetzern der Vaterlandspartei
und der ganzen regktionären Preſſe gründlich das Konzept
verdorben. Herr Dandl wird fortab ebenſowenig auf ihre
Sympathie zu rechnen haben, wie ſeinerzeit der badiſche Mi-
niſter Herr v. Bodman, als er ſagte, die Sozialdemokratie ſei
„eine großartige Kulturbewegung zur Hebung der unteren
Volksklaſſen“.

„Jn Bayern hat alſo der Kollege des Herrn Wallraf der
Sozialdemokratie ſeinen Dank dafür abgeſtattet, daß ſie ſich der
wilden Bewegung angenommen und die Wogen der Streik-
welle in das Bett organiſatoriſcher Kontrolle geleitet hat. Jn
anderen deutſchen Vaterländern hat die Regierung mit den
Streikenden verhandelt, in Hanſaſtädten und in einer Reihe
von großen Gemeinweſen ſind die Abgeſandten der Streiken-
den von Kommunalverwaltungen und hohen Regierungs-
beamten empfangen worden. Man hat ihre Wünſche und Auf-
faſſungen gehört, man hat ihnen den eigenen Standpunkt ent
wickelt und man iſt, ſoweit ſich in dieſem Augenblicke die Dinge
überſehen laſſen, überall auf den Mittelweg des Vertragens
gelangt.

Nur die preußiſche und ſächſiſche Regierung verhandeln
nicht. Nur ſie empfangen die Vertrauensleute der Streiken-
den nicht. Nicht nur die Arbeiter ſind über dieſe Methode
empört, in den Kreiſen des geiſtig reifen und urteilsfähigen
Bürgertums, deſſen politiſcher Sinn auf der Jagd nach Kriegs

nen noch micht abgeſtumpft iſt, ſteht man dieſem Ver

IRD T nurFreilich die W e der Kriegstreiber windet ſich ſeit
einer Woche in Wutkrämpfen. Es ſind die alten Tiraden
und Gemeinplätze.

Gar nicht paßt dieſen Kreiſen die muſterhafte Haltung
der Streikenden. Es iſt ſelbſtverſtändlich, daß wenn in
Berlin Hunderttauſende in den politiſchen Streik eintreten,
hier und da etwas vorkommt, das am wenigſten von den
an der Bewegung Beteiligten gebilligt wird. Aber im
großen und ganzen iſt die Haltung der Streikenden am
Ende der Streikwoche ſo muſtergültig wie an ihrem Anfange.
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Die r gutgeſinnte Preſſe iſt in allen Tonarten
bemüht, die Regierung zu einer möglichſt ſchroff ablehnen-
den Haltung gegenüber den Arbeitern zu veranlaſſen. Das
ehrſame Organ der Agrarier, die Deutſche Tageszeitung,
hetzt beiſpielsweiſe ſo:

Helfershelfer der Streikenden und des Streiks ſind ſchließlich auch
die Blätter, die von der Regierung verlangen, ſie ſolle mit den
Streikenden direkt in Verhandlung treten. Die Regierung kann und
darf keinen anderen Standpunkt einnehmen, als daß ein Streik in der
Kriegszeit unter allen Umſtänden verwerflich und vom vaterländiſchen
Standpunkte unzuläſſig iſt; ſie darf ihn deshalb nicht gleichſam durch
Verhandlungen legitimieren, wenn ſie nicht zum ſchwerſten Scha-
den des vaäterländiſchen Pflichtgedankens und des Staates die wirk-
ſamſte Waffe gegen die Streikgefahr in der Kriegszeit aus der Hand
verlieren will. Auch dieſe Helfersdienſte für den Streik
müſſen alſo entſchieden zurückgewieſen werden.

Auch in Berlin geht nun der Ausſtand ſeinem Ende
entgegen. Uns wird aus der Reichshauptſtadt geſchrieben:
Man braucht vor Zeitungsleſern, die die Arbeiterbewegung
kennen, gar nicht erſt zu verſichern, daß der Ausſtand auch hier
ſchon zu einem Ende gekommen wäre, wenn die Regierung
eine andre Haltung eingenommen hätte. Wie wir am Sonn-
abend und Sonntag durch enge Fühlungnahme mit den Aus
ſtändigen unterrichten konnten, iſt mit der Wiederaufnahme
der Arbeit während der erſten Tage dieſer Woche zu rechnen.
Schon am Sonnabend ſollen etwa 20 Prozent der Streiken-
den zurückgekehrt ſein. Jn zahlreichen, am Sonnabend abge-
haltenen Verſammlungen ſind mit ganz geringen Ausnahmen
gerade die Vertrauensmänner für die Beendigung des Aus-
ſtandes eingetreten. Auch Abgeordnete der Unabhängigen
haben ſich bemüht, die Streikenden zur Aufnahme der Arbeit
zu bewegen. Wo aus den Reihen der Streikenden für das
Beharren im Ausſtande plädiert worden iſt, iſt dies geſchehen
unter dem Hinweis auf das Verhalten der Regierung und des
Oberkommandos in den Marken. Beſonders hat die Verhän-
gung des verſchärften Belagerungszuſtandes, die Militari-
ſierung einer Reihe von Betrieben und die Drohung, die mili-
tär pflichtigen Streikenden einzuziehen, die Stimmung, die
ſchon ſeit Mitte der vorigen Woche für Wiederaufnahme der
Arbeit war, verdorben. Auch die Geheimhaltung von Urfeilen
der Militärgerichte hat erneut aufreizend gewirkt. Dieſes
Verſchweigen hat allen möglichen Gerüchten Verbreitung ver-
ſchafft. Auch die Schließung weiterer Arbeiterinſtitutionen
wie des Charlottenburger Volkshauſes iſt der
Verbreitung einer verſöhnlichen Stimmung ſo abträglich wie
nur irgend möglich.

Dittmann vor dem Kriegsgericht.
Die Anklage, gegen die ſich der Reichstagsabgeordnete

Sozialdemokratie aus Dittmann vor dem außer ordentlichen Kriegs
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2. Jahrgang.

Die Ausſtandsbewegung im Abflauen.
gericht zu verantworten haben wird, lautet auf ver
ſuchten Landesverrat, Widerſtand gegen die Staats-
gewalt und Uebertretung der Verordnung, wonach den Mit-
gliedern der Streikleitung jede Betätigung unterſagt war.

Dittmann iſt am Donnerstag vormittag nach einer An-
ſprache, die er im Treptower Park gehalten hatte, verhaftet
worden. Die Verhaftung erfolgte „auf friſcher Tat“, ſo daß
die Genehmigung des Reichstages zur Strafverfolgung nicht
erforderlich iſt.

S 89 des Strafgeſetzbuchs lautet:
Ein Deutſcher, welcher vorſätzlich während eines gegen das Deuk-

ſche Reich ausgebrochenen Krieges einer feindlichen Macht Vorſchub
leiſtet oder der Kriegsmacht des Deutſchen Reiches oder der Bundes
genoſſen desſelben Nachteil zufügt, wird wegen Landesverrats mit Zucht
haus bis zu zehn Jahren oder mit Feſtungshaft von gleicher Dauer be-
ſtraft. Sind mildernde Umſtände vorhanden, ſo tritt Feſtüngshaft bis
zu zehn Jahren ein.

8 110 des Strafgeſetzbuchs lautet:
Wer öffentlich vor einer Menſchenmenge, oder wer durch Ver-

breitung oder öffentlichen Anſchlag oder öffentliche Ausſtellung von
Schriften oder anderen Darſtellungen zum Ungehorſam ren Geſetze
oder rechtsgültige Verordnungen oder gegen die von der Obrigkeit
innerhalb ihrer Zuſtändigkeit getroffenen Anordnungen auffordert, wird
mit Geldſtrafe bis zu ſechshundert Mark oder mit Gefängnis bis zu
zwei Jahren beſtraft.

Gegen die fernere Betätigung von Mitgliedern der Streik-
leitung iſt durch Bekanntmachung des Oberbefehlshabers in
den Marken eine Gefängnisſtrafe bis zu einem Jahre ange

droht worden. aDer Vorſtand der ſächſiſchen
ſozialdemokratiſchen Partei

wurde am 1. Februar vom Miniſter des Jnnern aus
Anlaß des Ausſtandes und der ſächſiſchen Wahl
recht sfrage empfangen. Ueber die Antwort, die der Mi-
niſter gab, wird folgende offiziöſe Mitteilung verbreitet:

Er ſei ihnen dankbar, daß ſie ihm Gelegenheit gäben, ſich ihnen
gegenüber auszuſprechen. Der Vorſtand der ſozialdemokratiſchen Par-
tei habe die Regierung während des Krieges bisher in dankenswertet
Weiſe unkerſkützt, indem er die Arbeiterſchaft darüber aufgeklärt habe,
daß die Regierung gewillt ſei, der Bevölkerung zu helfen, die unver-
meidlichen Leiden des Krieges zu tragen und den Krieg nicht länger zu
führen, als zur Verteidigung unſeres Vaterlandes notwendig ſei. Die
Regierung ſei ſich über den Ernſt der Situation vollkommen im klaren,
aber gerade wegen des Ernſtes der Sikuakion könne ſie ſich in der
gegenwärtigen Lage auf irgendwelche Zugeſtändniſſe nicht einlaſſen.

Der Reichskanzler habe wiederholt klar und beſtimmt zum Aus
druck gebracht, daß Deutſchland zu einem Verſtändigungsfrieden bereit
iſt. Jede Bewegung, die trotzdem unſerer Reichsleitung in den
Rücken falle und unſere auswärtigen Verhandlungen erſchwere, ver
längere den Krieg und vermehre die blutigen Opfer, die unſer Heer an
der Front zu bringen habe. Das ganze Volk wiſſe ſehr wohl, daß die
gegenwärlige Bewegung in der Arbeikerſchaft von unſeren Feinden aus
gehe, die durch bezahlte Agenken die in Rußland ausgebrochene Revo
lulion mit allen ihren Schrecken auf unſer Vakerland überiragen wolle,
um die Widerſtandskraft unſeres Heeres zu ſchwächen.

Wer dieſe Bewegung unterſtütze, begehe Verrak am Vaferlande
und jedes Entgegenkommen der Regierung in politiſchen Fragen, die
mit dieſer Bewegung zuſammengehen, würde ſelbſt dann, wenn ein
ſolches Entgegenkommen unter anderen Umſtänden möglich wäre, nach
außen nur als Schwäche wirken und von unſeren Feinden als der
Beginn des inneren Zuſammenbruchs ausgebeutet werden, wie dies von
dem engliſchen Miniſter Lloyd George den engliſchen Gewerkſchaften
gegenüber kürzlich angekündigt worden ſei.

Zu einer ſolchen Politik der Nachgiebigkeit habe die Regierung
keine Veranlaſſung. Sie wiſſe, was ihre Pflicht ſei, ſie habe
die Kraft und den Willen, die Ordnung aufrecht zu erhalten und er
warte von ihnen ebenſo, wie von der Einſicht aller anderen vaterlän-
diſchen Staatsbürger, daß ſie die Regierung in dieſem Beſtreben unker-
ſtühten.

Ausſtandsbewegung in Frankreich.
Genf, 3. Februar. (Telunion.) Herve ſpielt in der Victoire auf

einen Rieſenausſtand an, von dem zu ſprechen die Zenſur verboten
habe. Die Regierung hatte einen Führer der Syndikaliſten mobiliſiert
und um deſſen Agitationstätigkeit zu verhindern, an die Front geſchickt.
Die Arbeiter antworteten mit einem Ausſtand, der ſolchen Umfang an-
nahm, daß Clemenceau mit den Ausſtändigen verhandeln und ihnen
nachgeben mußte.

Ausſtand in Holland.
Wolffs Büro meldet aus Amſterdam: Der für Montag

angeſetzte Streik geht nicht von der ſozialdemokratiſchen Partei, ſon
dern von der Organiſation der revolutionären ſozialdemokratiſchen Min
derheit aus. Das offizielle Organ der ſozialdemokratiſchen Arbeiter
partei Het Volk verurteilt in einem Leitartikel dieſe Bewegung, die,
wie das Blatt ſagt, in der Hoffnung unternommen werde, eine
Schreckensherrſchaft herbeizuführen, die fede geordnete ziel
ſichere demokratiſche Aktion unmöglich machen würde. Den iedern
der großen ſozialdemokratiſchen Gewerkſchaften wurde von ihren Füh
rern abgeraten, an den Streik teilzunehmen.
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Jn der am Freitag abend in BreſtLitowſk abgehaltenen Ge
famtſitzung der Friedensunterhändler, an der auch die wieder

r elegierten der ukrainiſchen Rada teilnahmen.
es zu einem lebhaften Zuſammenſtoß zwiſchen den letzteren

und der von Trotzki geführten ruſſiſchen Delegierten gekommen.
Den vorliegenden ümfänglichen Bericht können wir aus räum-

lichen Gründen nur im Auszug wiedergeben. Jn der Zuſammen-
etzung der Delegierten ſind inſofern Den derurgen eingetreten,
als als Führer der bulgaviſchen Abordnung iniſterpräſident
Radoſlawow eingetreten und den Vorſitz der ukrainiſchen Ab-
ordnung auf Herrn Sewrjuk übergegangen iſt.

Der Ukrainer Sewrjuk
wies auf das in der Plenarſitzung am 10. Januar verleſene Uni
verſal III der ukrainiſchen Zentralrada vom 7. November
a. St. hin, womit die ukrainiſche Volksrepublik pro-

klamiert und deren internationale Stellung beſtimmt worden
ſei. Die internationale Stellung der ukrainiſchen Volks

republik ſei damals ſowohl durch den Rat der Volkskommiſſare als
auch durch die Vertreter der vier verbündeten Mächte anerkannt
vorden. Die Anerkennung der Ukraine als unabhängiger Staat
durch die Regierung der Volkskommiſſare gehe aus den Erklärungen
Herrn Trotzkis in den Sitzungen am 10. und 14. Januar d. J. her
vor. Auf die Frage des Staatsſekretärs v. Kühlmann, ob der Vor-
ſitzende der ruſſiſchen Delegation die ukrainiſche Delegation als
Vertretung eines ſelbſtändigen Staates anzuſehen wäre, habe Herr
Trotzki damals geantwortet: „Da die ukrainiſche Delegation
hier als vollſtändig ſelbſtändige Delegation aufgetreten iſt, und da
wir vorgeſchlagen haben, ihre Teilnahme an den Verhandlungen
anzuerkennen, ohne irgendwelche Beſchränkungen laut werden zu
laſſen, da ferner von keiner Seite vorgeſchlagen wurde, die ukrai-
niſche Delegation zu einem Teile der ruſſiſchen Delegation zu
machen, ſo ſcheint mir, daß ſich dieſe Frage von ſelbſt erledigt.“ Jm
Sinne dieſer Erklärungen ſei denn auch während des ganzen Ganges
der Verhandlungen bis zur letzten Unterbrechung die ukrainiſche
Delegation von allen Konferenzparteien ſtets als die Dele-
gation eines unabhängigen Staates angeſehen wor-
den. Nach der Unterbrechung habe nunmehr Herr Trotzki verſucht,
unter Bezugnahme auf irgendein ihm zugekommenes Telegramm,
wonach angeblich die Mehrheit der Kiewer Garniſon ſich gegen die
ukrainiſche Zentralrada erhoben hätte, die Stellung und Rechte der
ukrainiſchen Delegation zu leugnen, womit er ſich bis auf das bis
dahin nie erwähnte Vorhandenſein des Exekutiv-
ausſchuſſes in Charkow berufen habe.

Die urkrainiſche Delegation halte es für notwendig, feſtzu-
ſtellen, daß die von Herrn Trotzki in dieſer Sitzung gehaltene Rede
in vollſtändigem Widerſpruche zu allen ſeinen früheren Erklärungen
ſtehe, weshalb ſie gezwungen ſei, folgende Erklärung abzugeben:

„Wir ſind durchaus einer Anſicht mit Herrn Trotzki, daß in
dem ſtaatlichen Leben der Ukraine Veränderungen vorge-
kommen ſind, die aber ganz ande rer Natur ſind, als

die, auf welche Herr Trotzki hinwies. Das Weſen
dieſer Veränderungen ſteht im Zuſammenhange mit dem IV. Uni-
verſal der ukrainiſchen Zentralrada vom 24. Januar. Jn dieſem
heißt es:wen nun ab bildet die nkrainiſche Volksrepublik einen ſelb-

ſtändigen, von niemand abhängigen, freien und ſouveränen Staat
des ukrainiſchen Volkes.“

Hierzu müſſe er (Sewrjuk) bemerken, daß die Regierung der
ukrainiſchen Volksrepublik beſtrebt geweſen ſei, einen Bund
aller Republiken zu ſchaffen, welche auf dem Gebiete des
früheren ruſſiſchen Kaiſerreiches entſtanden ſeien, und eine ge
meinſame föderative Regierung in Rußland zu bilden da
aber bis zur Erlaſſung des vierten Univerſals trotz aller Verſuche der
ukrainiſchen Regierung ein derartiges gemeinſames föderatives
Organ nicht zuſtande gekommen ſei, und da aus der augenblick
hen We hervorgehe, daß ein ſolches auch nicht zuſtande kommen
önne, ſo
habe die ukrainiſche Jentralrada die Bildung einer föderativen

Regierung fallen laſſen müſſen
und e durch das vierte Univerſal die Ukraine zum ganz
ſelbſtändigen und von niemandem abhängigen
Staate proklamiert. Die ukrainiſche Rada habe in dem-
ſelben Univerſal erklärt, daß ſie mit allen angrenzenden Staaten
in Frieden und Freundſchaft leben wolle, daß aber kein einziger
von ihnen ſich in das Leben der ſelbſtändigen ukraini-
ſchen Republik einmiſchen dürfe, folglich habe das vierte Uni-
verſal in llarer Weiſe ſowohl die internationale rechtliche Stellung
der ukrainiſchen Volksrepublik als auch ihre Politik gegenüber
ihren Nachbarn beſtimmt. Was die von Herrn Trotzki angeführten

rgumente anbelange, ſo entbehrten dieſe jeder Bedeutung. Die
Berufung darauf, daß in der ukrainiſchen Volksrepublik der Exe-
kutivausſchuß in Charkow die Jntereſſen der arbeitenden Klaſſen
beſſer vertrete, ſei leicht zu widerlegen; ſie betreffe aber das Ge-
biet der inneren Beziehungen, welche nicht der internationalen
Kontrolle unterlägen. Noch weniger überzeugend ſei die Be
rufung Herrn Trotzkis darauf, daß die ukrainiſche Delegation keine
Berechtigung habe, weil ſie nicht vom Exekutivausſchuß in Charkow
anerkannt i; nach dieſem Argument müßte in erſter Linie dieruſſiſche Helegation ihre Vollmachten nieder-
legen, da in ihr weder Vertreter der Moldau, noch der
Krimtataren, noch der Donkoſaken, noch der kauka
ſiſchen Volksſtämme, noch Sibirkens vertreten ſeien,
welche ebenfalls nicht die Regierung des Rates
der Volkskommiſſare anerkennen.

Um neuerlichen falſchen Auslegungen von irgendwelcher Seite
vorzubeugen und für die Zukunft Erklärungen der ruſſſchen De-
legation zu vermeiden, die untereinander im Widerſpruch ſtehen,
ſchlage die ukrainiſche Delegation vor,
die ukrainiſche Republik als einen durchaus ſelbſtändigen und von

niemandem abhängigem Staat formell anzuerkennen
und damit endgültig ſowohl deren internationale Stellung als
auch die Berechtigung der Delegation feſtzuſtellen.

ää v

der Vertreter S h eertivausſchuſſer

gab auf Aufforder Trogzkis eine Erklärung ab, in
welcher er ausführte, in Breſt-Litowſt bis im Namen
der ukraini Volksrepublik nur die derRada geſprochen. Die ukrainiſchen Sowjets ſeien hier ver
treten ge Der ukrainiſche rn ch uhade von Anfang an die Kiewer Rada nicht für be
rechtigt gehalten, im Namen des ukrainiſchen
Volkes zu ſprechen. Die Kiewer Delegation habe hinter
dem Rücken des ukrainiſchen Volkes Verhandlungen Wirt ge
heim in vier Wänden, augeſgnner von der ruſſiſchen Delegation;
die Kunde hiervon habe die Grundfeſten der lt der Kiewer
Rada erſchüttert. Das ukrainiſche Volk wolle allerdings ſchnellen
Frieden, aber es wolle dieſen zuſammen mit der ganzen
ruſſiſchen föderativen Republik. Was die je g.
Friedensverhandlungen betreffe, ſo ſtehe der uukrainiſchen Republft ganz au ger Grundſätzen des demokra-
tiſchen Friedens, die durch die ruſſiſche Revolution propagiert und
von den ukrainiſchen Sowjets beſtätigt worden ſeien: Frieden
ohne Annexionen und Kontributionen, den Völkern das Recht
der Selbſtbeſtimmung ſichere.

Was die okkupierten Gebiete anbetreffe, ſo teile derExekutivausſchuß ganz den Standpunkt, den die r u ſ iſche De
legation. hier vertreten habe, und erkläre, daß das ukrainiſche
Volk irgendwelche Uebereinkommen und mit der Kiewer
Rada nicht anerkennen werde und daß dieſelben nicht zum Leben
gelangen würden, wenn ſie nicht durch die Delegation der föderativen
ruſſiſ en Republit anerkannt und gutgeheißen worden
ſeien.

Trogki:
Es ſei in keiner Weiſe zu beſtreiten, daß er hier ſeinerzeit

erklärt habe, die zwiſchen der Kiewer Rada und der Petersburger
Regierung beſtehenden Konflikte könnten keinen Einfluß darauf
ausüben, daß er die Ukraine als r Staat anerkenne.
Die Anerkennung der Selbſtändigkeit und Unabhängigkeit e ine s
Staates könne aber nicht mit der Anerkennung dieſer oder
jener Regierung vermengt werden.

Jn dem Augenölick, als die Frage der Anerkennung der Dele
gation der Kiewer Rada hier praktiſch wurde, habe der 3
der Selbſtbeſtimmung der Ukraine bei weitem noch nicht endgültige
Formen angenommen gehabt was darin ſeinen beſten Ausdruck
efunden habe, daß die Vertreter des Vierbundes einee rerlige Anerkennung der Unabhängigkeit der

Ukraine abgelehnt und ihre endgültige Stellungnahme zu
dieſer Frage für den Friedensvertrag vorbehalten
hätten. Jn welchem Maße die internationale rechtliche Stellung
der Ukraine noch im Werden begriffen ſei, ginge daraus hervor,
daß man heute aus dem Munde des Vor itzenden der ukrainiſchen
Delegat on eine außerordentlich wichtige prinzipielle Aenderun
des Standpunktes der Kiewer Rada in der Frage der internatio
nalen rechtlichen Stellung der Ukraine erfahren habe. Die
Kiewer Rada eine Beteiligung an derföderativen ruſſiſchen Republik ab, und dies rteg
jetzt, nachdem auf dem dritten Kongreß der Sowjets unter Te
nahme von Vertretern des ukrainiſchen Volkes der ruſſiſche
StaatalsföderativeRepublikanerkannt worden ſei.

Unter den Zitaten aus ſeinen Trotzkis Aeußerungen, auf
welche ſich der Vorſitzende der Kiewer Rada berufe, fehle ein Zitat,
welches von entſcheidender Bedeutung für die Löſung dieſer Frage
ſei. Er, Trotzki, habe damals ohne einen Proteſt ſeitens der
Delegation der Kiewer Rada hervorzurufen, darauf hingewieſen,
daß gerade infolge der vorläufig noch ungetlärten Situa
Ukraine, insbeſondere bezüglich ihrer Grenzen, in allen ſtrittigen
Fragen eine vorhergehende Piniern der beiden hier vertretenenDelegationen notwendig ſei. teſte Erklärung habe auch eine
negative Seite, das Sei t, jedes Einvernehmen zwiſchen der

Kiewer Rada und den Mittelmächten, welches w der noch
nicht erfolgten Abgrenzung zwiſchen dieſen beiden Staaten einen
Widerſpruch von ſeiten der ruſſiſchen Delegation hervorruſe,
prrtürif dadurch ſeine Kraft und werde von ſelbſt
infä g.ie Mittelmächte hätten ein Jntereſſe daran, ihr Verhältnis

ur Ukraine in materieller in z räziſieren zu können, damite nicht fiktive Größen für täglich anſehen. Gerade
deshalb halte er es für notwendig, darauf hinzuweiſen, daß in
meonchen Kreiſen die ſeparatiſtiſchen Tendenzen im
en tigeg revolutionären z wür-den. Jn den Nandgebieten des früheren ruſſiſchen Reiches ſeien
ger jetzt diejenigen Klaſſen, Gruppen und ten die Träger

er ſepargtiſtiſchen Gedanken, welche unter dem alten Regime in
hartnäckigſter Weiſe für den Zentralismus eingetreten ar Jn
dieſem Separatismus ſei keine lang andauernde geſchichtliche
Tendenz zu erblicken. Es ſei nur eine vorübergehende Verteidi-
gungswaffe in der Hand derjenigen Gruppen, die vor
der revolutionären Macht in Rußland für ſich ſelbſt
Befürchtungen hegten, Je mehr ſich die Macht der Sowjers
im ganzen Lande feſtige, deſto mehr verlegten die beſitzenden
Klaſſen ihre ſeparatiſtiſchen Tendenzen auf die Rand
gebiete. Wenn dieſe Gruppen im iestgen Rußland ſiegen
würden, dann würden ſie ſofort wieder zu Trägern der Zen-
traliſation werden.

Die Vertreter der Mittelmächte könnten hier
nakärlich nicht die Rolle eines Schiedsrichlers über die jetzigen Ver Grenzen

hältniſſe in Rußland und in der Ukraine übernehmen.
Er bleibe im Namen ſeiner Regierung nach wie vor auf dem Stand-
punkte ſtehen, den er von Anfang an formuliert habe. Solange die
Delegation der Kiewer Rada ihre Vollmachten beibehalte, erhebe er
keinen Einſpruch gegen deren ſelbſtändige Teilnahme an den
Verhandlungen. Er müſſe aber jetzt, wo auch Vertreter des ukrai-niſchen rer ettkeeuſfes in den Verband der ruſſiſchen

n in der die gem

Sturm in Breſt-Litowſk. die Ukrainer gegen roh
ingetreten ſeien, mit d es druck wie

renne an menDer Ukrainer Lubzaſik p.
Die ger der ukrainiſchen Friedenedeleget

dem
ten

b wären. Wir hätt die brin r hätten mehrfach die beſte

v e uent u hender die zwi den einzelnen Völkern des früherenlands Gebiete entſtandenen neuen Kuge t
wiederholl falſch dargeſtellt hat.

Aber T e i haben n daraufzichtet, rage entlich Wunſchhatten durch er Aeußerungen die Autorität der ruſſiſchen Delega

tion herabzuſetzen, da aber jetzt durch das vierte Univer r
der Zentralrada die vollſtändige Unabhängigkeit unſerer
ublik proklamiert worden iſt, und da unſere Republik auch von beb n n g8 r u e al hören dieſe
r a ere r un ere verantworon ion gegendber unſerem Selte nene uns jetzt,

mit enſchiedenem Proleſt falſche Behauplungen aufzukreien, diee Laſerer Adweſerheit den Heren Troge gen

worden ſind. Trotzdem wir nach wie vor unſere vorhin erwähnten
grundſätzlichen Standpunkte wahren, können wir es uns jetzt doch
nicht verſagen, unſere Abſichten über die inneren Verhältniſſe Ruß-
lands auszuſprechen, nicht nur um uns z. rechtfertigen über denhier Anweſenden, ſondern auch gegenüber der öffenlihen Meinun

der hier vertretenen Völker, deren Anſichten uns nicht weniger wertvo
ſind als Herrn Troßki.

In Jahre 1917 hat Rußland, dieſes Land, das von ſo vielen
verſchiedenen Völkern bewohnt wird, die ihre verſchie
denen politiſchen Aufgaben haben und in den verſchieden
ſten hiſtoriſchen Bedingungen aufgewachſen ſind, die auch jetzt noch an
haltende Revolution erlebt, welche ſich in dem Fahrwaſſer der natio
nalen und ſozialen Errungenſchaften bewegte. An dem Steuerrade
dieſer Republik haben im Laufe dieſes Jahres verſchiedene Regie
geſtanden. Das Jahr hat begonnen unter dem Zepter eines Kaiſers
und es endigte, nachdem es die Stadien einer kadettiſchen und einer
ſozialkadettiſchen Regierung durchlaufen hatte, genau mit denſelben
Schießereien auf den und mit den eifrigen Vor8 bereitungen der bolſchewiſt e Regierung zur Vertreibung der kon

ſtituierenden Berſammlung, welche auf den ig annehmbaren Grund
lagen einberufen war. Nur in einer einzigen
verſchiedenen Regierungen durchaus ſolidariſch geblieben: Jn ihren
h iſ hen eſtrebungen und in ihrem gierigen

unſche,
die nen enfſtehenden Völker zu erdroſſeln und alles unler ihre

mächſige Hand zu bekommen,
Die bolſchewiſtiſche Regierung entfernt ſich, in Uebereinſtimmung

mit den Ideen ihrer Parteien, entſchieden von den föderativen Idealen,
welche die Führer der nichtherrſchenden Völker beſeelen. Aber im An
denken an ihre Vorgänger auf T Thronen, welche 2 t durch

nalen Revolution geſtürzt worden ſind, hat die h
wiki das Prinzip des Selbftbeſtimmungsrechtes der Völker nur zu
Zwecke proflamiert,

um deſto eulſchledener dieſes Pringziy in ſeiner zrakkiſchen
Durchfährung zu bekämpfen.

Die lauten Erklärungen der Bolſchewiki über die vollkommen
Freiheit der Völker Rußlands ſind

nur grobe demggeogiſche Miſſel.
Die Regierung der Bolſchewiki, die die konſtituierende Verſammlung

hat und ſich nur auf die Bajoneite der Söldner
der Roten Garde ſtützt, wird ſich nie dazu entſchließen, in Rußland
ſelbſt die hohen und gerechten Prinzipien des Selbſtbeſtimmungs
rechtes durchzuführen.

Graf Czernin:
„Jm Namen der Delegationen der vier verdündeten Mächte be

ehre ich mich, zu der abgegebenen Erklärung der ukrainiſchen Delegation
folgendes auszuführen:

Wir haben keinen Anlaß, die in der Plenarſigung vom 12. Ja
nuar 1918 erfolgte r J ukrainiſchen Deſegaßon als einer

und als einer

ukrainiſchen Vol e X oder ire h weiter veranlaßt, r lksrepublikals ungbhän ſonveränen anzuerkemen,der Lage iſt, u h Abmachungen zu irefſen.

Treski
bemerkte hierzu kurz, er habe ſeine bi Aufffaffung über dieeiſhe Staainchreit 23 und mü e hinweiſen, daß
es den vier verbündeten Mächten ſchwer fallen werde, die geographiſchen

der von ihnen ſoeden anerkannten Repubſik en. Bei
Friedensverhandlungen ſeien aber die Grenzen eines s keine

Frage. ßodann wurde die Sitzung geſchloſſen.
9

Siaalsſekreiär von Kühlmann und Miniſter des
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Der Erſatzerfolg des U-Boot- Krieges.
Der Nationalheros der Vaterlandspartei und aller Er-

oberungspolitiker, der Großadmiral v. Tirpitz, hat vor
dem unbeſchränkten UBoot Kriege behauptet, daß England
bei rückſichtsloſer Anwendung des U-Boot Krieges in ſechs

Monaten auf die Knie gezwungen ſein werde. Als die ſechs
Monate des ungehemmten U-Boot Krieges längſt verſtrichen
waren, und die Gegner des UBoot Krieges darauf zeigten,
daß die großſprecheriſche Prophezeiung nicht in Erfüllung

gegangen ſei, dafür aber alle die vorausgeſagten üblen Folgen
eingetreten ſeien, wollte Tirpitz jene Aeußerung nicht getan
haben. Das ändert indeſſen nichts daran, daß der

„Groß--Admiral ſich die ihm zugeſchriebene Aeußerung ge
fallen ließ, bis ihm die längſt verſtrichene Friſt zu ihrer Ver
eugnung veranlaßte. Nun ſind nicht ſechs Monate, ſondern

imal ſechs Monate, ein volles Jahr, ſeit der Eröffnung
s ungehemmten U-Boot- Krieges verſtrichen, und noch

immer will ſich der erwartete Erfolg, die unbedingte Nieder
Englands, nicht zeigen.

Dafür werden jetzt aus Anlaß des Jahrestages des un
mmten U-Boot- Krieges ſtatt des erwarteten Erfolges dieein des U-Boot- Krieges als Erſatzerfolg geboten.

Freilich dieſer Erſatzerfolg iſt immerhin ein ganz anſehnlicher
Erfolg. Sind doch ſeit dem 1. Februar 1917, an welchem
Tage mit der erſten Sperrgebietserklärung der uneinge-
ſchränkte Unterſeeboot-Handelskrieg eröffnet wurde, über
neun Millionen Brutto-Regiſter-Tonnen feindlichen Schiff-
raums vernichtet worden. Man rechnet, daß dies etwas
weniger ſei als die Hälfte des Beſtandes der engliſchen Han
delsflotte zu Kriegsbeginn, und nicht ganz das Doppelte des
Geſamtraumgehalts der deutſchen Handelsflotte, und etwa
ein Fünftel des im Januar 1913 vorhandenen Weltſchiff
raums. Wenn man aber den ſeit Kriegsbeginn überhaupt
verſenkten feindlichen Schiffsraum in Betracht zieht, dann
ſind den Feinden nicht über neun Millionen, ſondern über
vierzehn Millionen Brutto-Regiſter- Tonnen Schiffsraum
durch den Unterſeeboot- Krieg verloren gegangen. Das ſind
zweifellos im Verhältniſſe zur Geſamttonnage des feindlichen
Schiffsraums beträchtliche Verluſte, die ſich bei unſeren
Gegnern empfindlich fühlbar machen. Als Erſatzerfolg haſſen
ſich dieſe Zahlen ſehr wohl ſehen.

Während aber Erſatzmittel unter Umſtänden vollen Erſatz
für das Mittel bieten können. kann man das bei dem Erſatz

erfolge des UBoot Krieges ſchlechterdings nicht ſagen, denn
es iſt ſehr fraglich, ob man mit dem undeſchränkten UBoot
Kriege trotz des großen Umfanges der verſenkten Tonnage
bis jetzt überhaupt dem Ziele einen Schritt näher gekommen
iſt. Nach den Blättern der Ueberpatrioten und Eroberungs
politiker allerdings könnte es nur noch eine Frage von
wenigen Monaten ſein, bis England der Atem ausgegangen
wäre und der Sieg den Mittelmächten als reife Frucht in
den Schoß fallen müßte. In den verfloſſenen Debatten über
den Zweck des Unterſeeboot Krieges wurde obgleich es
anfangs hieß, daß der engliſche Aushungerungskrieg nun mit
dem deutſchen Aushungerungskrieg beantwortet werde ge
ſagt, daß bei der Einleitung des ungehemmten U-Boot
Krieges gar nicht die Abſicht beſtanden habe, England aus
zuhungern, es ſei vielmehr beabſichtigt ſen, den Gegnern
durch die Verminderung der notwendigen Schiffstonnage
ſolche Schwierigkeiten zu bereiten, daß es ſchließlich den Wider
ſtand aufzugeben gezwungen ſein würden. Heute aber ſpielt
das Argument der Aushungerung wieder eine große Rolle.
England zum mindeſten werde in wenigen Monaten durch
den Hunger gezwungen ſein, die Waffen zu ſtrecken. Wenn

iehung ſind alle dieſe



der Krieg nicht im Sieme Verſtändigung
werden ſollte, dann werden Wir ken daß in einem

Schwierigkeiten n

Die Eröffnung des ungehemmten UBoot Krieges hat
unmittelbar den Anſchluß Amerikas an unſere Gegner zur
S gehabt. Das dies ſo kommen mußte, iſt von keiner

ite beſtritten worden. Nur über die Folgen und den
Erfolg des Eintritts Amerikas in den Krieg gingen die
Meinungen auseinander. Die Eroberungspolitiker vehaupte-
ten, der Anſchluß Amerikas an unſere Gegner werde nur den
Krieg abkürzen. Das Gegenteil iſt jedoch, wie die Gegner des
ungehemmten U-Boot- Krieges vorausſagten, eingetreten.
Zunächſt iſt der Entente durch die Beſchlognahme deutſcher
Schiffe in amerikaniſchen Häfen ein beträchtlicher Zuwachs
an Tonnage geworden. Daneben aber bedeutete die aktive
Teilnghme Amerikas am Kriege eine weſentliche Stärkung
der Entente. Auch habe Amerika und England in dem
ſelben Maße, in dem ſich der Druck des UBoot Krieges be
merkbar machte einen zunehmenden Druck auf die neutralen
Staaten ausgeübt, um dieſe zu zwingen, ihre Tonnage in
ihren Dienſt zu ſtellen. Norwegen, bei dem allerdings der
Widerſtand nie beſonders groß war, hat ſchon längſt dem
Drucke nachgegeben. Jn der letzten Zeit macht die Entente
vermehrte Anſtrengungen, um die Tonnage Hollands, Däne-
marks und Schwedens in ihren Dienſt zu zwingen. Holland
hat mit Amerika ein Abkommen getroffen, wonach es achtzig
ſeiner in amerikaniſchen Häfen liegenden Schiffe an die Re
gierung der Vereinigten Staaten vermietet hat, die natürlich
mittelbar oder unmittelbar beſtimmt ſind, die feindliche
Tonnage zu heben. Wegen der Charterung ſchwediſcher Schiffe
ſind Unterhandlungen zwiſchen den Vereinigten Staaten und
Schweden im Gange. Schweden hat bis jetzt tapfer allen
Ententeverſuchungen und edrohungen widerſtanden. Nachdem
aber Holland nachgegeben hat, wird es Schweden kaum mög
lich ſein, ſich gegenüber den Anſprüchen der Entente an den
neutralen Schiffsraum auf die Dauer ablehnend zu ver
halten. Und Dänemark allein kann dann auch nicht mehr
widerſtehen. Damit wäre aber der Entente wieder eine große
Hilfe geworden.

Unſere Unterſeephantaſten ſind natürlich von dieſer Ent
wicklung der Dinge gar nicht erbaut. Daß die neutralen
Staaten nur der ärgſten Not gehorchend nachgegeben, alſo
nicht in feindlicher Abſicht gegen die Mittelmächte, beſonders
gegen das Deutſche Reich gehandelt haben, iſt gewiß. Hätte
Holland nicht nachgegeben, dann ſtände es Ende April oder
Anfang Mai vor der Tatſache, kein Brot mehr für ſeine
Bevölkerung zu haben, weil ihm Amerika die Getreideliefe-
rungen ſperren würde. Auch Viehfutter bezieht Holland von
Amerika. Da daran Mangel war, mußte das Vieh vielfach
abgeſchlachtet werden. Konnte daher Holland ſchon jetzt ſeinen
Vertragsverpflichtungen mit dem Deutſchen Reiche wegen der
Käſelieferungen nur unvollſtändig nachkommen, ſo könnte da
von gar keine Rede mehr ſein, wenn Amerika ſeine Liefe-
rungen ſperrt. Das Deutſche Reich aber hat Holland ver
tragsmäßig Kohlen zu liefern, dieſe Kohlenlieferungen wer
den wegfallen, wenn Holland ſeinen Verpflichtungen nicht
nachkommen kann. Holland wird dann einen Teil ſeiner
Kohlen aus England verſprochen erhalten. Jedenfalls wird
ſich die Lage Hollands nach dem Abkommen keineswegs
beſſer geſtalten.

Dasſelbe gilt in noch höherem Maße von dem Deutſchen
Reiche, zumal wenn auch Schweden und Dänemark dem
Drucke Amerikas nachgeben müſſen. Unſere alldeutſchen
Blätter ſchreien nun über zweifelloſen Neutralitätsbruch
Hollands und der anderen Neutralen. Daß hier. ein Bruch
der Neutralität vorliegt, unterliegt gar keinem Zweifel. D
zwiſchen Neutralitätsbruch und Neutralitätsbruch iſt immer
noch ein Unterſchied. Norwegen hat ſich in bewußt deutſch
feindlicher Abſicht der Entente unterworfen. Das kann man
von Holland und könnte man von Schweden und Dänemark
nicht ſagen. Doch wenn auch keine gegen das Deutſche Reich ge
richtete feindſelige Handlung vorliegt, ein Neutralitätsbruch
zum Schaden des Deutſchen Reiches iſt es doch. Was aber da
gegen machen? Unſere Alldeutſchen ſind ſchnell fertig mit
der Antwort: rück ſichtsloſer U-Boot Krieg auch
gegen die neutralen Handelsſchiffe. Die
Frage iſt nur, ob die neutralen Länder dieſem Vorgehen
gegen ihre Schiffe ruhig zuſehen würden und zuſehen
könnten. Wer aber bürgt dafür, daß dadurch am Ende
nicht auch die neutralen Staaten, obwohl ſie nicht gegen uns
ſtehen, in den Krieg gegen uns hineingetrieben werden? Das
wäre dann ein neuer Erfolg des UBoot- Krieges für
unſere Gegner. Der ſo lange verheißene Erfolg des
U-Boot-Krieges wäre aber für uns wieder auf lange, lange
Zeit hinausgerückt.

Auch aus dieſer Betrachtung ergibt ſich wieder daß wir
nur durch einen Verſtändigungsfrieden aus dem Weltkriege
herauskommen können.

m

Neue Geheimdokumente.
Die Petersburger Jsveſtja vom 20. Januar veröffentlicht wiederum

vier Geheimdokumente. Eines davon iſt ein Telegramm des früheren
ruſſiſchen Geſandten in Stockholm Gulejewitſch. Jn
dieſem Telegramm wird ein Plan entwickelt, wie man die ſchwediſche
Preſſe und die ſchwediſchen Arbeiterorganiſationen kaufen könne.
Der amerikaniſche und der engliſche Geſandte verhielten ſich gegenüber
dem Verſuch, die Preſſe unmittelbar zu beeinfluſſen, abweiſend, der
franzöſiſche Geſandte jedoch ſchlug vor, die Propaganda ſolle nicht durch
Stockholms Telegrambyran ben werden, ſondern durch Einwirkung
auf die Arbeiterorganiſationen, die ihrerſeits wieder die Preſſe be
arbeiten würden. Gulkjewitſch vor, daß der s Ge
ſandte zu dieſem Zweck 100 000 Kronen erhalten ſolle. Auch der italieniſche Geſandte in Stockholm billigte den ganzen Plan.

Unter den Geheimdokumenten iſt von beſonderem Intereſſe auch
eine Ende 1904 an den früheren Zaren von Rußland gerichtete Auf

ze des damal Miniſters der en renGrafen Lamsdorff, in der dieſer der deutſchen Regierung
das Beſtreben unterſtellt, die freundſchaftlichen gen zwiſchen
Rußland und Frankreich zu ſtören und ſich aus m Grunde ſehr
reſerviert zu einer damals in ſtehenden engeren Annäherung
zwiſchen Deutſchland und Rußland äußert.

(egk(ef dieſe Aufselchnung det der feier Her folgende Feſoisllon

29. Oktober 1004.

N vö einverſtanden mit Jhnen. Sie aus meinerunten auf r Wert des in e ich gegen

Der deutſche Tagesbericht.
Großes Hauptquartier, 3. Februar 1918, (Amtlich).

Weſtlicher Kriegsſchauplatz.
Heeresgrappe Kreaprigz Ruppreqk.

An der flandri nt kam nachmr der 255 reuch in der Gegend von Lens, der Scarpe
eenf.

Engländer abgewieſen.

Heeresgruppen Deutſcher Kronprinz
und Herzog Albrecht.

Am Oiſne-Aiſne-Kanal ließen die Franzoſen beieinem re Unternehmen Gefangene in unſrer Hand.
Längs der Ailette im Abſchnitt von Reims, auf den Magas

n e f vielfach Artilleriekeit. Unſre Jnſanterie brachte von Erin ndign auf dem
Weſtufer der Maas und nördlich von Badonvilkers einige
Franzoſen zurück.

Jtalieniſche Front.
Lebhafter Feuerkampf auf der Hochfläche von Aſiagoeo,
Von den andern Kriegsſchauplätzen nichts Reues.

Der Erſte Generalquarfiermeiſter: Ludendorff.

Die Sreigniſſe in Finnland.
Die finniſche Regierung proteſtierte energiſch gegen Ruß-

lands Eingreifen in die Angelegenheiten der finniſchen Repu-
blik, die von den Bolſchewikidiktatoren bereits ausdrücklich als beſonderer
und unabhängiger Staat anerkannt worden ſei. Die ruſſiſchen Trup-
pen ſind nicht nur nicht, wie verſprochen, ganz zurückgerufen worden,
ſondern die ruſſiſche Garde fährt fort, die Weiße Garde anzugreifen,
die als Vertreter der iſchen Bourgeoiſie angeſehen wird

elsingfors

D7

e e u en Hämpfert in Ptrfan

Aftonbladet ſchreibt: Was wir in Finnland ſehen, iſt nicht die
Erhebung eines unterdrückten Volkes, auch nicht der Kampf um Be-
freiung vom Joch des Kapitalismus, nicht einmal die Revolte einer
rechtsloſen Volksmajorität gegen eine bevorzugte Oligarchie. Es iſt
vielmehr ein mit Gewalt, Bajonetten, Kanonen und Maſchinengewehren
durchgeführter Staalsſtreich gegen die überwältigende Maſſe des Volkes
und mit Hilfe fremder Soldatenhorden, ein offener Hohn gegen die
Prinzipien des Selbſtbeſtimmungsrechtes der Völker. Es
gibt wohl keine parlamentariſche Partei in ganz Europa, die eine der-
artige Gewaltpolitik billigen kann. Keine Partei kann blind ſein für
die drohende Gefahr, wenn derartige politiſche Methoden ſich unge-
hindert nach Weſten ausbreiten. Die einzige ſichere und wirkſame
Weiſe dies zu hindern, iſt, im letzten Augenblick einzugreifen, den Bach
einzudämmen, ehe er zum Fluß wird.

Politiken meldet aus Haparanda: Bei Keml fand ein
blutiger Kampf ſtatt, bei dem die Rote Garde die Kirche und Schule
zerſtörte. Die Rote Garde blieb ſiegreich und beſetzte die Stadt. Jn
Ulegborg behauptet die Rote Garde gleichfalls ihre Machtſtellung
mit Unterſtützung von ruſſiſchen Truppen. Torneag befindet ſich in
den Händen der bürgerlichen Truppen. Die ruſſiſchen Soldaten ſind nun
bereit, die Waffen abzuliefern und nach Rußland zurückzukehren.

Berlingske Tidende meldet aus Hegſingfors, daß die Stadt
nun vollſtändig in den Händen des Arbeiterrates ſei. Der Senats

äſident Seinhufud fordert in einem Aufruf die Bürger auſ, die ge-
che R und die Truppen des Landtags gegen die

mäßigen zu unterſtützen, die die Freiheit Finnlands be
drohen. Die Bank von Finnland ſowie die Privatbanken ſind ge
ſchloſſen. Die neue revolutionäre Regierung befindet ſich bereits
in ſchwieriger Lage; ſie ſcheint ſich ſelbſt darüber klar zu ſein, denn ſie

unter der Hand den bürgerlichen Parteien den Vorſchlag zu
einem Ausgleich, kraft deſſen den bürgerlichen Parteien eine gewiſſe
Anzahl Sitze in der Regierung eingeräumt wird.

Aus Stockholm wird vom 3. Februar gemeldet: Geſtern ſpra
hen die Vertreter von vierzig ſchwediſchen Zeitungen dem ſchwediſchen
Staatsminiſter und dem Miniſter des Aeußern den Wunſch aus, für
freiwillige Teilnahme Schwedens an dem Kampf der finniſchen Ord

die Anarchie mitwirken zu wollen. Beide Miniſter
en, die erung ſtehe auf dem Standpunkt, daß ein offizielles

Eingreifen jetzt
s im, 2. Februar.

Verſtändigung Dertſcha d Frankr in re Biekn Europe den der mahloſen Freg:
e ähän befreien und in der Zukunft höchſt nütz

Der Luftangriff auf Paris.
Aus der Pariſer Preſſe läßt über den Fliegerangriweiter entnehmen, daß der ganze Stadtbereich mehr oder l

mit Bomben belegt wurde. Hauptſächlich wurden der 16., 17. und
19. Bezirk betroffen. Jn der Nähe des RNordbahnhofs, des Oſt
e in der Rue d'Athènes, in der Nähe des Gaswerks und
auf dem linken Seineufer im Gebiet von Mesnil Montant wurde

erer Schaden Jrire Die nördlichen Vororte wurden,
t Pariſien zufolge, bejonders ſchwer heimgeſucht. Jn der

Umgegend von Paris ſchlugen verſchiedene Bomben in Fabriken
ein, zwei in eine, ſechs in eine andere. Lagerhäuſer mit Aus-
zelwngegt ſtänden brannten ab. Jn einer bedeutenden Fabrik
der nördlichen Vororte wurden etwa zehn Arbeiter verletzt.

Paris, 3. Februar (Havas). Bei dem Luftangriff am 30. bis
31. Weg wurden in Paris 33 Perſonen getötet, darunter
11 Frauen und 2 Kinder, und in der Bannmeile 16, varuntet
3 Frauen und 3 Kinder. Verl wurden in Paris 134 Perſo-
nen, darunter 50 Frauen und Kinder, und in der Bannmeile 72
darunter 38 Frauen und 7 Kinder.

Kleine Kriegsnachrichten.
Berlin, 2. Februar. Jn der Zeit vom 1.--10. Januar 1918

haben die Engländer nach eigenen Veröffentlichungen 836 Offi-
ziere und 30 752 Mann an Toten, Verwundeten und Vermißten
verloren. Nicht eingerechnet iſt hierbei der erhebliche Abgangan Kranken, der infolge der ſchlechten Stellungsverhältniſſe

der Engländer beſonders hoch iſt.

Der Krieg zur See.
Berlin, 3. Febr. r auf dem nörd-lichen Kriegsſchauplatz 18 000 B.R.-T. Die Schiffe waren fa

ſämtlich tief beladen und wurden zum größten Teil im Aermeli
kanal vernichtet. Unter anderem wurde hier ein großer
dampfer in gewandtem Angriff aus einem Geleitzug heräusge-ſchoſſen. Namentlich feſtgeſtellt konnte der engliſge Dampfer

„Hunsgrove“ (3062 Tonnen) werden.
Der Chef des Admiralſtabes der Marine.

Kopenhagen, 1. Febr. Extrabladet meldet aus Chriſtiania:
Seit Beginn des uneingeſchränkten U-BootKriges ſind 394 nor-
wegiſche Schiffe verſenkt worden und 633 Perſonen umgekommen.
Seit Kriegsbeginn bis jetzt ſind 713 norwegiſche Schiffe infolge
des Krieges verloren gegangen und 875 Mann umgekommen.

Bern, 2. Febr. Progres de Lyon meldet aus Liſſabon: Ein
ſpaniſches Patrouillenſchiff rettete in der Nähe von Kap Rocca
die Beſatzung des 140 Meilen von Liſſabon verſenkten portugie-
fiſchen Dampfers „Neptuno“, der mit Waren und Lebensmitteln
nach Funchal unterwegs war.

Haag, 3. Februar. Hier traf eine von neutraler Seite
ſtammende Nachricht ein, daß am 26. Dezember ein großes eng
liſches Kriegsſchiff, daß von einigen Torpedojägern begleite
war, in der Rähe des Kriegshgfens Firth of Forth auf eint
Mine lief und ſank.

Haag, 3. Februar. Reuter meldet aus London amtlich
Das bewaffnete britiſche 7 iff „Louvain“ wurde i
öſtlichen Teile des mitte Meeres am 21. Januar
8 ert und ſank. 7 Offiziere und 217 Mann kamen ums

eben.

Haag, 3. Februar. Handelsblad meldet aus London: Das
Dam Montreal von ver Canadian Pacific (8644 Tonnen)
iſt am Montag geſunken. Die Mannſchaft wurde gerettet.

Urteil
im norwegiſchen Bombenprozeß.
Chriſtiania, 2. Febr. Jn dem heute abgeſchloſſenen Bomben

prozeß ſind alle Angeklagten wegen Spionage nach dem
Saes von 1914 verurteilt worden Perſſon, Sandvik und Sand-
ſtröm auch wegen Anſchaffung von Sprengſtoffen zur Verurſachung
von Seeſchaden, Sandvik und Sandſtröm ferner wegen Beſchaffung

falſcher Arbeitsbücher. Es wurde folgendes Urteil gefällt: Perſſon
6 Jahre, Peſonen 2, Wirtanen 2i/2, Sandvik und Sandſtröm je41 Jahre Gefängnis unter Anrechnung der Unterſuchungshaft.

Politiſche Aeberſicht.
Deutſches Reich.

Der Antrag auf ſofortige Einberufung
des Reichstages abgelehnt!

Laut Berliner Tageblatt iſt den beiden ſozialdemokratiſchenFraktionen des Reichstags, die den Antrag auf ſofortige Einbe

rufung des Reichstags nahe die Ankwort des Präſidenten
zugegangen, daß ſich die Vorſitzenden aller übrigen Fraktionen
n den Antrag ausgeſprochen haben, ſo daß der Präſident ihm

ine Folge geben könne.
Die ſozialdemokratiſche Reichstagsfraktion tritt laut Vorwärts

Dienstag nachmittag 3 Uhr zu einer Sitzung zuſammen.

Ein Lohnſtreik iſt keine Srpreſſung.
Dieſe Antwort erteilte im badiſchen Landtage auf eine An-

frage des Gen. Abg. Marum, ob und wann der bekannte S 153
der Gewerbeordnung aufgehoben werde, der MiniſterialdirektorDuftner. Die badiſche Regierung werde dahin wirken, da der

153 eine Faſſung erhalte, wonach künftig ein „einfacher Lohn-
treik“ von den Gerichten nicht mehr als Erpreſſung aufgefaßt
werden könne. Hoffentlich ſchließt ſich der Reichstag bald der
badiſchen Auffaſſung an.

Partei- Literatur.
Von der Reuen Zeit iſt ſoeben das 18. Heft vom 1. Band des

36. Jahrgangs erſchienen. Aus dem Inhalt des Heftes heben wir hervor:
Die e Jdeen in Polen. Von Hermann Wendel. Grundlagen
der elMarxſchen Geſchichtsauffaſſung. Von Heinrich Cunow. Die
franzöſiſche Politik in Marokko. Von Ferdinand Moos. Zwei
neue Bücher von Karl Bröger. Von L. Leſſen.

Vom Wahren Jacob iſt ſoeben die 3. Nummer des 35. Jahrgangs
erſchienen. Aus ihrem Jnhalt erwähnen wir folgende Beitrage:
Bilder: Uebereinſtimmung zwiſchen den Alldeutſchen und der Entente.

Die alldeutſche Wut und ihre Ja der Einer, der die Zeit begriffen
hat. Nach der Schlacht. Holz, Eiſen, Beton. Der unſchulds
volle John Bull in Jrland, Aegypten und Jndien. Text: Alldeutſche
Trommelfeuer. Von Pan. Feldpoſtbrief des Gefreiten Auguſt
Säge jun. Garde-Grenadier. Herr Wilſon. Uſw. uſw.

Von der Gleichheit, Zeitſchrift für Arbeiterfrauen und Arbeiterinnen
iſt ſoeben Nr. 9 des 28. Jahr Aue dem JInhaildieſer Nummer heben wir hervor: n in Preußen. Ro
bleme der Frauenarbeit. Von Wally Zepler. Hoffnung. Gedicht
von Geibel. Die Frauen beim Friedenswerk.

und Kriegerwitwen regen ſichh Für unſere Kinder: 7
freuden. Gedicht von Helene Binder. Das verfluchte Auto.
Märchen. Von Rübezahl. Kleen Männeken. Gedicht vor Auguſt
Kopiſch. Herkules' Heldentaten. Von Guſtav Schwab. 7 a
und der el Von Rho. Kinderreime. Gedicht von Robert Reinc.
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Der preußiſche Banetat
den Staatshaushaltsausſchuß des Ein

no deraler rn den Bau des Mittelland-kanals, ein fo icher Antrag den Ausbau der öſtlichen
Waſſerſtraßen und Kanäle, und ein wünſchtbaldige A. eines Planes zur Schaff eines einheitlichen

h h er Bie per h 23er r re e e t ſehen e ama e gegeben. Es ſe wennMittellandkanal t hätten, für die en während des Krieges
eine große Entla eingetreten wäri en müſſe bei den Kanalehen Rückſicht auf die men werden. Der
n ißte unterſtützte dieſen Hinweis durch eine Darlegung
der großen iellen Schwierigkeiten, in die das Reich und der Stoat
durch den eingekommen. Ein Konſ. erklärte, daß ſeine Freunde
ſich der Kanalfrage freundlich gegenüberſtellten und auch ihre Anſicht
über den Bau des Mittellandkanals geändert hätten. Ein Volks
parteiler gab einen Ueberblick ber den notwendigen Ausbau unſerer Waſſerſtraßen vom Oſten bis zum Süden im Anſchluß an die Rhein

Donau Verbindung. Wenn nur einzelne Landesteile, wie der Weſten,
beſonders mit Waſſerſtraßen bedacht werden, ſo kann das einer Ent gn
wicklung der gewerdlichen Tätigkeit im Oſten und dem Wiederaufblühen
der alten deutſchen Handelsſtädte an der Oſtſeeküſte nicht dienlich ſein.
Insbeſondere muß auf die alte deutſche Stadt Danzig Rückſicht genommen
werden, die durch die politiſche und gewerbliche Entwicklung Deutſch
iands arg ins Hintertreffen gekommen iſt und Anſpruch da hat,
beſonders jetzt nach den ſchweren Kriegsſchäden beim Ausbau Vere berückſichtigt zu werden. Ein nationalliberaler
Redner betonte die Bedeutung des oſtfr anzöſiſchen Erzbeckens für die
deutſche Jnduſtrie. Der Sozialdemokrat erkannte dies an, erwiderte
aber, daß nach ſeiner feſten Ueberzeugung Erzlieferungen für unſere
Induſtrie weit beſſer durch vertragliche Abmachungen als durch An
nexion des fraglichen franzöſiſchen Gebiets geſichert werde. können.

Die Anträge des Zentrums und der Nationalliberalen wurden
angenommen, dagegen der volksparteiliche Antrag gege.. die Stimmen
der Volkspartei, einiger Nationalliberaler und des Sozialdemokraten
abgelehnt.s Miniſter erwiderte auf eine ſozialdemokratiſche Anfrage
über Maßnahmen zur Minderung der Wohnungsnot und zur
Förderung des Kleinwohnungsbaues, daß das ganze Woh
nungsweſen dem Miniſterium für öffentliche Arbeiten unterſtellt werden
ſoll, um es einheitlich zu regeln. Der Staat habe in der Wohnungsfrage
noch nicht genug getan. Es müſſe und ſolle namentlich für das Klein
wohnungsweſen mehr geſchehen, und es ſollten auch größere ſtaatliche
Mittel dafür auſgewendet werden.

Die Nationalliberalen warfen die Frage der Trennung der Ver-
waltung des Bauweſens vom Eiſenbahnminiſterium auf; das ſei eine
verkchrspolitiſche Notwendigkeit. Miniſter v. Breitenbach bezeich
nete eine ſolche Trennung als eine große Erleichterung für ihn, aber er
könne ſich nicht davon überzeugen, daß ſie eine ſtaatliche Notwendigkeit
ſei, oder auch nur im Jntereſſe der Verkehrsentwicklung liege. Ein
Konſervativer vermochte ſich auch nicht für die Trennung der
beiden Verwaltungen auszuſprechen, und der Sozialdemokrat
fand, daß die Notwendigkeit der Trennung bisher ſachlich überzeugend
noch nicht nachgewieſen ſei. Jm übrigen wünſchte er Durchführung
des ſtaotlichen Schleppmonopols, um einem in Bildung begriffenen
Privatmonopol in der Binnenſchiffahrt vorzubeugen.

Gewerkſchaftliches.
Gewerkſchaften uno Aebergangswirtſchaft.

Ueber Gewerkſchaften und Uebergangswirtſchaft ſprach Dr. Adolf
Braun (Nürnberg) in einem Vortrage, den er auf Einladung des
Dresdner Gewerkſchaftskartells am Freitag im Volkshauſe zu Dresden

des Krieges S wenAls h irkung des auf die
o führte Dr. Braun aus, werde das DreFehlen von Hilfsffen und in der deutſchen Produktion ſchwer fühlbar
machen. Dieſer Rohſtoffmangel werde die ſchwelle re ws der
aus dem Kriegsdienſt entlaſſenen und in der ei ränkten oder ganzu egsinduſtrie freigewordenen Ardel räfte für die Frie

swirtſcha lig beeinfluſſen. An nach menſchlicher
Arbeit und zur Produktion im großen Stile werde es bei dem
herrſchenden Warenhung fehlen, wohl aber wegen eher
r vielfach an W zur Produktion. e

durch ſtarken und ſtürmiſchen Warenbedarfhalten durchtnismä ri Möglichkeit, ihm gerecht zu werden, durch ſehrr legene bei einem geren ueberſiuß von Arbeits

Nach der Zegelſunt der notwendigſten Rohmaterialien werde die
Induſtrie alle Hände voll zu tun haben, um den Warenhunger zu be
friedigen. Sie werde in dieſer zweiten Periode der Uebergangswirt
ſchaft mit der Verſorgung des einheimiſchen Marktes ganz in Anſpruch

ommen ſein und alle verfügbaren Arbeitskräfte aufzuſaugen vermögen.
Mit der fortſchreitenden Deckung des Bedarfs und Stillung des in

ländiſchen Warenhungers werde ſich ein neues Abflauen der Produktien
bemerkbar machen, verbunden mit einen neuen Anſteigen der Arbeits
loſenziffern. Tie Uebergangswirtſchaft könne dann freilich im großen
anzen als überwunden betrachtet werden und man werde den neuendenn der freilich nichts Erfreuliches an ſich haben werde, für lange

eit als den normalen zu betrachten
Der Auslandsmarkt ſei durch den Krieg ſo gut wie vollſtändig ver

loren gegangen. Das Unternehmertum werde bemüht ſein, ihn für
Deutſchland zurückzuerobern, ſobald ſich ein Nachlaſſen der Aufnahme-
fähigkeit des Jnlandsmarktes fühlbar machen werde. Auf dem Aus
iandsmarkt werde aber Deutſchland der ſcharfen Konkurrenz der jetzt
e Länder, beſonders Englands, der Vereinigten Staaten und

apans mit ihrem Vorſprung der leichteren Rohſtoffbeſchaffung, ſowie
der neutralen Staaten begegnen, die infolge ihres beſſern finanziellen
Standes gegenüber den am Kriege beteiligt geweſenen Ländern, vor
allen Dingen auch Deutſchland gegenüber im Vorteil ſind. Dieſer Kon
kurrenz werden die deutſchen Unternehmer zu begegnen bemüht ſein,
durch möglichſte Verbilligung der Herſtellungskoſten zur Verbilligung der
Erzeugniſſe, und dieſe Verbilligung werden ſie zu erreichen verſuchen
hauptſächlich durch möglichſte Erſparung von Arbeitskraft und durch
ſtärkſten Druck auf die Löhne.

Dieſe Entwicklung der Uebergangswirtſchaft birgt natürlich die
ſchwerſten Gefahren für die wirtſchaftliche und ſoziale Lage der Ar-
beiterſchaft in ſich. Dieſe Gefahren gilt es zu erkennen, wenn man
ihnen erfolgreich begegnen will. Das wird möglich ſein, wenn dieArbeiter in den Zeiten der Depreſſion ihre Organſſationen nicht ſchnöde

verlaſſen und innerlich ſchwächen, ſondern wenn ſie feſt an ihnen halten,
ſie ſtärken und ausbauen, damit ſie jederzeit kampffähig ſind. Es müſſe
hinter dieſe Notwendigkeiten alles zurücktreten, was die Arbeiterſchaft
zerſplittern oder trennen könnte. Durch die Erringung des vollen Koga
litionsrechts, der Preßfreiheit, der politiſchen Gleichberechtigung müſſe
die ganze Arbeiterklaſſe auch die Vorausſetzungen für die erfolgreiche
Führung des gewerkſchaftlichen Kampfes ſchaffen. Die 1 ſtündigen
Ausführungen Dr. Brauns wurden mit ſtarkem Beifall aufgenommen.

Aus der Partei.
Eine Marxy-Erinnerung.

Der Geſandtſchaftspoſten in Waſhington iſt für die Niederlande
gegenwärtig von entſcheidender Wichtigkeit. Für ihn hat man deshalb
jetzt einen beſonders tüchtigen Mann geſucht, den man außerhalb des
bevorzugten Adels und der zünftigen Diplomaten in dem Amſterdamer

des a erinnert,
Die Mutter Marxens war eine eborene Philipps.S e e Fchrit T tertein (in der Ziehſchule geſchrieben), als er 1845 auf dem nach Zalt-Bommel war, um die

dort wohnenden Verwandten ſeiner Mutter zu beſuchen. Auch die be
kannte Familie der Anrooys iſt durch Heirat mit den Philipps und folglich auch mit Marx verwandt. c Poi

Als Marx 1872 gelegentlich des letzten Kongreſſes der Erſten
Internationale wieder einmal in Holland war (in Amſterdam nahm er
im „BybelHotel“ n wollte er ſeinen in Amſterdam wohnenden
N R r. Aug. Philipps, dem Vater des jetzigen Ge
andten für Amerika, einen Beſuch abſtatten. Marx mußte ſich aber an

r Schwelle des Hauſes ſagen laſſen, daß ſein Herr Neffe nicht für ihn
zu ſprechen ſei.

„Vielleicht wird“, ſo bemerkt Het Volk, „der neue Geſandte für
Amerika von der Erinnerung an dieſe Familienbeziehungen nicht ſehr
erbaut ſein; aber ſie ſchienen uns doch zu intereſſant, als daß wir ihr
nicht hätten Raum geben ſollen.“

Nach dem öſterreichiſchen Streik. Gegenüber allerhand Preſſe
meldungen, insbeſondere auch berliniſchen, ſtellt die Wiener Arbeiter
Zeitung feſt, daß Dr. Otto Bauer mit dem Ausbruch des Maſſenſtreiks
nichts zu tun gehabt hat; er billige durchaus das Verhalten des Partei
vorſtands hinſichtlich der Durchführung und Beendigung des Ausſtandes.
Aus der Notiz erfährt man auch, daß es neben der „Linken“ der Partei
noch ſyndikaliſtiſche „Linksradikale“ gibt: „eine kleine Gruppe von Stu
denten und jungen Arbeitern.“

'Lehte Lekal- und Provinznachrichten.

Halle, 4. Februar 1918.
Eine weibliche Leiche wurde in der Nähe der Rainſtraße aus

der Saale gezogen, anſcheinend z Selbſtmord vor. Die Tote,
deren Perſönlichkeit noch nicht feſtgeſtellt werden konntnach dem Gertraudenfriedhof geſcha z e, wurde

ArbeiterSekretariat, Halle (Saale).
Jm Hauſe der Gewerkſchaften, Harz 42/44, Zimmer 5 bis 7.

Sprechſtunden nur wochentags von 11--1 Uhr und abends
von 5--8 Uhr. Sonnabend nachmittags und Sonntags geſchloſſen.

e

Städtiſcher Vahrungsmittelverkauf.
Butter. Von Dienstag an jede Perſon 50 Gramm auf den für

die 6. Woche geltenden Abſchnitt der neuen Fettkarte

Graupen. Von Dienstag ab auf Marke 132 des Warenbezugs
ſcheines 13 für jede Perſon Pfd.

GemüſeKonſerven t vormittag von S 12 Uhr an:
r. 14 001--19 000, nachmittag von 2--6 Uhr an: Nr. 19001

bis 24500 der in der Talamtſchule. Ab-
s der Abſchnitt 130 des Warenbezugsſcheins 12.

oede Perſon ein Pfund; zugelaſſen ſind nur diejenigen
aushalte, die die ihnen zuſtehende Menge in den Kleinandelsgeſchäften noch nicht bekommen konnten.

Pfahlmuſcheln. Jn den einſchlägigen Geſchäften bei freiem Ver-beliebigen Wiengen van Pf. i

hielt. Er reihte ſich dem Vortrage an, den Guſtav Bauer, der ſtell Rechtsanwalt Dr. Philipps gefunden zu haben hofft.

Die Arbeitseinſtellungen in der ver-
gangenen Woche machen es mir zur Pflicht, auf

ihre Folgen für unſere Landesverteidigung
nachdrücklichſt hinzuweiſen.

Noch ſtehen wir in den ſchwerſten Kämpfen

um unſere Exiſtenz und deshalb iſt nach dem
Mahnruf Hindenburgs jede Arbeitseinſtellung
eine unverantwortliche Schwächung unſerer Ver
teidigungskraft, eine unſühnbare Schuld an unſern
Kameraden im Schützengraben.

Welcher rechtlich denkende deutſche Arbeiter

wird vor ſeinem Gewiſſen eine ſolche Schuld
wverantworten können? Baldiger Frieden iſt

die Loſung, um die wir alle kämpfen. Kriegs
verlängerung aber bedeutet jede Unruhe
im Jnnern, da hierdurch die Hoffnung unſerer

Magdeburg, 3. Februar 1918.

Bekanntmachung
Gegner, uns doch noch vernichten zu können,
nur geſtärkt wird. Kriegsverlängerer iſt da
her der, welcher die Verſorgung des Heeres
mit der notwendigen Munition und Ausrüſtung
verhindert. Das Frohlocken der gegneriſchen
Preſſe über die Streikbewegung in Deutſchland
beweiſt dies. Durch Flugblätter, die auch von
der ſozialdemokratiſchen Preſſe öffentlich gebrand

markt werden als „anonyme Wiſche, als
dumm und niederträchtig, die mit den ekel-
hafteſten Schimpfworten unſere größten Heer-
führer überhäufen“, werden Hindenburg und
Ludendorff als Kriegsverlängerer hingeſtellt.
Hierauf hat Ludendorff folgende Antwort ge-
geben: „Glaubt denn irgend ein vernünftiger

ſo ungeheure Verantwortung laſtet, auch nur einen

Tag länger dieſe Verantwortung tragen wollten,

wenn es nicht die Sicherl,eit des deutſchen Volkes

und die Lebensintereſſen des Reiches verlangen

würden Jch richte daher einen Appell an
den geſunden Sinn unſrer Arbeiterſchaft,
im Jntereſſe der baldigen Herbeiführung
eines für unſer Volk glücklichen Friedens,
jedem Verſuch der Lahmlegung unſrer Verteidi-

gung kräftig zu widerſtehen. Zum Schutz der
Arbeitswilligen ſind ſeitens der Militär und
Polizeibehörden weitgehende Maßnahmen
getroffen worden. Ruhiger Fortgang unſers
Wirtſchaſtslebens und angeſpannteſte Arbeit ver
bürgen in Verbindung mit unſerm ſiegreichen

Menſch, daß wir beide, auf deren Schultern eine Heer allein den baldigen Frieden.

Der ſtellvertretende kommandierende General des IV. A.-K.
So ntag, Eeneralleutnant.

Bekanntmachung.
Anmeldung von Kriegsgefangenen.
Diejenigen Betriebe, Unternehmer und Handwerks-meiſter, welche Kri angene beſchäftigen, gedrn hier

mit auigefarbert dem Stadternährungsamt, Abteilung II,
binnen 2 Tagen die Zahl der bei ihnen arbeitenden
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Halle und Saalkreis.
Halle, 4. Februar 1918.

Entſchädigung feiernder Arbeiter.
Infolge der Transportſchwierigkeiten des Winters iſt eine Reihe

von Betrieben durch unzureichende Kohlenbelieferung vorübergehend
zum Stillſtand gekommen. Ob dieſer Uebelſtand ſchon binnen
Kurzem überwunden ſein wird, läßt ſich zur Zeit noch nicht über
ſehen. Die ſchwerwiegenden Folgen der Stillegung zeigen ſich, von
der Unterbrechung der Produktion abgeſehen, in den unfreiwilligen
Feierſchichten der Arbeiterſchaft. Dabei erfordert die Kriegswirt
ſchaft, daß die Arbeiterſchaft zur Verfügung des Betriebs bleibt, um
ſofort die Produktion erneut aufnehmen zu können, ſobald die
Kohlenzufuhr wieder einſetzt.

Es entſtand nun die Frage, wer bei unfreiwilligen Feier-
ſchichten die Arbeiter zu entlohnen habe. Die Rechtslage war ſchon
im Frieden oft ſtreſtig. Erſchwerend kommt jetzt hinzu, daß der
Arbeitgeber durch die Beſchlagnahme und Rationierung der Kohlen
gar nicht in der Lage iſt, aus eigenem Bemühen heraus dem Not
ſtand zu ſteuern. Da das Reich die Verteilung der Kohlen über-
nommen hat und da es an einer möglichſt kurzen Unterbrechung der
Produktion das größte Intereſſe hat, iſt es an der Frage ſtark be
teiligt. Hätte man die Regelung von Fall zu Fall der Rechtſprechung
überlaſſen, ſo wäre zweifellos eine Fülle von Verhandlungen und
verſchiedenen Entſcheidungen ergangen, die zu neuen Streitigkeiten
Anlaß gegeben hätten. Es mußte aber darauf ankommen, eine ein
fache und einheitliche Löſung zu finden. Dabei kann man dem
Arbeitnehmer nicht auferlegen, den Ausfall der teilweiſe umfang
reichen Feierſchichten allein zu tragen. Ebenſowenig kann man von
dem Arbeitgeber verlangen, daß er die Entſchädigung für alle
Feierſchichten allein übernimmt; denn auch für größere Betriebe
könnte eine ſolche Verpflichtung über die Kräfte gehen. Schließlich
kann man aber auch nicht die ganze Laſt dem Reiche zuſchieben.
Auf Grund dieſer Ueberlegungen trat der Chef des Krkegsamtes,
General Scheuch, an das Reichswirtſchaftsamt heran, damit Ver-
handlungen mit Vertretern der Arbeitgeber und Arbeitnehmer her
beigeführt würden. Dieſe Verhandlungen haben dann im Reichs
wirtſchaftsamt unter der Leitung des Staatsſekretärs Freiherr von
Stein ſtattgefunden und auch zu einer vollen Verſtändigung geführt.

Das Reich beteiligt ſich an der Entſchädigung; deshalb iſt ein
Bundesratsbeſchluß herbeigeführt worden, durch den Mittel bereit
geſtellt werden, aus welchen Zuſchüſſe für die Entſchädigung der
feiernden Arbeiter gewährt werden. Die Entſchädigung wird
unter folgenden Bedingungen gewährt: Jn Betracht kommen nur
Einſtellungen und Beſchränkungen der Arbeit im Gebiet der
Rüſtungs und Ernährungsindufſtrie, die in die Zeit vom 2. Januar
bis 831. März 1918 fallen und unmittelbar oder mittelbar durch
Kohlenmangel herbeigeführt worden ſind. Die letztere Voraus-
ſetzung würde zum Beiſpiel auch dann erfüllt ſein, wenn ein Werk
die für ſeinen Betrieb erforderlichen Halbfabrikate infolge Kohlen
mangers, ver bei einem andern Unternehmen eingetreten iſt, nicht
erhalten kann. Jn Zwiſchenfällen ſoll das Kriegsamt entſcheiden,
ob eine Arbeitseinſtellung auf Kohlenmangel zurückzuführen iſt.

Die Entſchädigung beträgt 70 Prozent des durchſchnittlichen
Arbeitsverdienſtes. Sie wird für diejenigen Stunden gewährt, die
die Arbeiter infolge der .Arbeitseinſtellung an der betriebsüblichen
Wochenarbeitszeit (ohne Ueberarbeit) verlieren. Es wird alſo auch
dann eine Entſchädigung gezahlt, wenn die Arbeit nicht völlig ein
geſtellt, ſondern nur eingeſchränkt wird. Anderſeits entfällt die
Entſchädigung, wenn die ausgefallenen Arbeitsſtunden in der
gleichen Kalenderwoche durch Mehrarbeit wieder eingeholt wexden.

Minder gelohnte Arbeiter trifft natürlich eine Lohnminderung
un verhältnismäßig ſchwerer als hochgelohnte. Dieſer Tatſache
tragen die Beſtimmungen des Bundesrats inſofern Rechnung, als
ſie eine Verdienſtgrenze feſtſetzen, bis zu welcher der volle durch
ſchnittliche Verdienſt als Entſchädigung gewährt wird. Zugleich iſt
eine obere Grenze vorgeſehen, über die hinaus der Betrag der
Entſchädigung nicht ſteigen darf. Um den verſchiedenartigen
Lebens und Verdienſtverhältniſſen in den einzelnen Teilen des
Reichs gerecht zu werden, ſind dieſe Grenzen nach dem auf Grund
der Reichsverſicherungsordnung feſtgeſetzten Ortslohn beſtimmt,
und zwar als unterſte Grenze das Doppelte, als obere das Vier-
fache des Ortslohnes. Ungerechtfertigte Verſchiedenheiten, die ſich

Halle, Montag den 4. Februar 1918.

e zur Volksſtimme.
2. Jahrgang.

m

darauf für die Bemeſſung der Entſchädigung ergeben könnten, kann
das Kriegsamt ausgleichen.

Selbſtverſtändlich ſoll eine Entſchädigung nicht gewährt werden,
wenn geeignete andere Arbeit vorhanden iſt. Lehnt ein Arbeiter der-
artige Erſatzarbeit, ab, obwohl ihm eine angemeſſene Entlohnung
(mindeſtens in Höhe der Entſchädigung) dafür geboten wird, ſo
darf ihm der Arbeitgeber die Entſchädigung entziehen, ohne deshalb
des Reichszuſchuſſes für ſeine anderen Arbeiter verxluſtig zu gehen.

Die entſprechende Belaſtung wird vom Reich, den Arbeitgebern
und den Arbeitern gemeinſam getragen. Die l über
nehmen die Entſchädigung für die erſten fünf vollen Arbeitstage
oder die ihnen entſprechende Anzahl von Arbeitsſtunden ganz auf
ihre Rechnung. Den ſechſten Arbeitstag oder die ihm entſprechen-
den Arbeitsſtunden trägt der Arbeiter zu ſeinen Laſten, ſo daß
alſo eine Entſchädigung für dieſen Tag nicht gezahlt wird. Dieſer
entſchädigungsloſe Tag wiederholt ſich aber nicht, ſondern kann in

ſich der Arbeitgeber und das Reich in die Entſchädigung nach dem
Maßſtabe, daß der Arbeitgeber der Aufwendungen trägt, während
ihm die übrigen vom Reich auf Antrag zurückvergütet werden.

Mit dieſer Regelung haben ſich bei den Verhandlungen im
Reichswirtſchaftsamt ſowohl die Vertreter der Arbeitgeber als die
Vertreter der Arbeiter einverſtanden erklärt. Beide Teile haben
zugeſagt, ihren ganzen Einfluß für die Durchführung der Be
ſtimmungen einſetzen zu wollen. Auch das Kriegsamt wird inner
halb ſeiner Befugniſſe in dieſem Sinne tätig ſein. Es darf alſo
erwartet werden, daß die volle Arbeitsbereitſchaft der kriegswich-
tigen Betriebe bewahrt bleibt, obwohl von geſetzlichen Zwangsmaß-
nahmen völlig abgeſehen iſt.

c e
Arbeiterausgleich- und Fuhramt Halle.

Nach der Verordnung des Generalkommandos vom 28. Septem
ber 1917 ſind ſämtliche männlichen und weiblichen Perſonen ver
pflichtet, auf
ten Stellen im Bezirke ihrer Wohnſitz- oder Nachbargemeinde gegen
den jeweils ortsüblichen Lohn ihren Kräften und Fähigkeiten ent
ſprechende Arbeiten zu übernehmen, die zur Verhütung oder Be-
hebung von Schwierigkeiten auf dem Gebiete des Verkehrs und der
Volksverſorgung, r zur Vermeidung von Verzögerungen
bei der Be und Entladung von Eiſenbahnwagen oder bei der An
und Abfuhr von Eiſenbahngütern und zur Beſchleunigung desWagenumlaufs, notwendig werden. Ebenſo ſind Eigentümer und

Halter von Geſpannen und Wagen verpflichtet, dieſe auf Aufforde-
rung der zuſtändigen Stelle gegen d jeweils ortsübliche Ver
gütung zu dem gleichen Zwecke zur Verfügung zu ſtellen. Auch
eine Heranziehung an Sonn und Feiertagen iſt zuläſſig.

Jm Anſchluß an dieſe Verordnung ſind in allen größeren
Städten unter Mitwirkung der Kriegsamtsſtellen Arbeiterausgleich-
und Fuhrämter gegründet worden, die die Ausführung der in der
Verordnung bezeichneten Arbeiten zu überwachen, zu regeln und zu

vermitteln haben. gJn Halle wurde am 31. Dezember 1917 ein Arbeiteraus-
gleichs- und Fuhramt G. m. b. H. handelsgerichtlich eingetragen, die
am 1. Februar 1918 ihre Tätigkeit aufnimmt. Der Zweck dieſer
Geſellſchaft iſt für t Ent und Beladung der m rwaggons und für Ausgleich der Arbeitskräfte zu ſorgen. Zur Er
reichung dieſes Zweckes ſind die ſämtlichen Pferdebeſitzer verpflichtet,
täglich der Geſchäftsſtelle zu melden, wenn ſie für ihre Geſpanne
nicht volle Beſchäftigung haben oder nicht in der 2 ſind, die ge
ſtellten Eiſenbahnwaggons rechtzeitig zu ent und beladen. Empfanrn von Wagenladungen, die m ſelbſt Geſpanne beſitzen und

olche zur Abfuhr nicht erlangen können, werden Geſpanne nach-
gewieſen. Wenn weiterhin das ſtädtiſche Arbeitsamt nicht in der
Lage iſt, Leute zur Entladung und Beladung von Eiſenbahnwaggons

ſtellen, wird das Arbeiterausgleichs- und Fuhramt ſolche be
orgen.

iDe Geſchäftsſtelle des Arbeiterausgleichs- und Fuhramtes Halle
G. m. H. befindet ſich im Bureau G. Veſter, Zentralgüterbahnhof,
Fernſprecher 7901.

Die Verfügungen des Arbeiterausgleichs- und Fuhramtes HalleG. m. b. H. geſche en auf Grund der oben erwähnten Verordnung

vom 28. September 1917, auf die beſonders hingewieſen ſei.

Generalkommando und Felddiebſtähle. Eine grundfätzliche Frage

des Kgl. Oberlandesgerichtes zu Naumburg in ſeiner Sitzung vom
30. Januar. Vom Verteidiger einer bereits in zwei Rechtszügen wegen
Entwendens von Feldfrüchten auf Grund des Korpsbefehls vom 16. Juni
1917 in Verbindung mit S 9b des Belagerungszuſtandsgeſetzes verur-

jedem Betrieb nur einmal eintreten. Vom ſiebenten Tag an teilt

ufforderung der vom Generalkommando beauftrag-

betreffend die Beſtrafung der Felddiebſtähle behandelte der Strafſenat

teilten Arbeiterfrau war in der Reviſionsbegründung geltend gemacht
worden, der Korpskommandeur ſei zum Erlaß des Befehls gar nicht
zuſtändig geweſen, denn auf ihn ſei wohl infolge des herrſchenden Be
lagerungszuſtandes die vollziehende, nicht aber die geſetzgebende Gewalt

übergegangen. Der erwähnte Korpsbefehl beſege aber lediglich ein
bereits im S 18 des preußiſchen Feld und Forſtdiebſtahlgeſetzes vom
1. April 1880 breits unter Strafe geſtellte Uebertretung mit einer ganz
erheblich härteren Strafe. Demgegenüber erkannte jedoch das Reviſions-
gericht unter Verwerfung der Reviſion auf Koſten der Angeklagten
dahin, daß allerdings zufolge S 1 Belag.-Zuſt.Geſ. die geſetzgebende Ge
walt nicht auf die Korpskommandeure übergegangen ſei, dieſe aber
auf Grund des S 9b Belag.-Zuſt.-Geſ. Zum Erlaß eines derartigen Ver
bots, ſofern es im Jntereſſe der öffentlichen Sicherheit ergangen, befugt
ſeien, Dies aber ſei gerade bei den in beſorgniserregender Weiſe immer
mehr zunehmenden Diebſtählen an Feld und Gartenfrüchten in beſon-
derem Maße der Fall, was auch der erwähnte Korpsbefehl in ſeiner
Einleitung beſonders zum Ausdruck bringt mit den Worten „Harte
Zeiten heiſchen harte Mittel; die für den Feld und Forſtdiebſtahl be
ſtehenden Strafen erſcheinen zu milde uſw.“

Die U-BoolSpende der Provinz Sachſen, die jetzt abgeſchloſſen
worden iſt, ergab insgeſamt 930 000 Mark. Wenn aus dieſem Anlaß
von intereſſierter Stelle geſagt wird, die Provinz Sachſen habe damit
bewieſen, daß ſie geſchloſſen hinter dem uneingeſchränkten U-Boot-Krieg
ſtehe, ſo iſt das etwas zu viel geſchlußfolgert. Es wäre ja auch ſchlimm,
wenn bei einer einheitlichen Willenskundgebung einer ſo großen Be-
völkerungszahl wie der der Provinz trotz langwierigen Sammelns nicht
mehr als 930 000 Mark zuſammenkämen, zumal ſich unter dieſer Summe
auch noch zahlreiche ſehr hohe Teilbeträge befinden.

Preiserhöhungen auch bei der Poſt. Mit Rückſicht auf die Ver
teuerung der Rohſtoffe und die Steigerung der Arbeitslöhne werden vom
1. Februar an die Preiſe für die verkäuflichen Vordrucke zu Poſtauf-
trägen, Nachnahmekarten und Nachnahme-Paketkarten mit anhängenderPoſtanweiſung oder Zahlkarte auf 10 Pf. für je 5 Stück eſtgeſcrt Die

Geſchäftsblätter mit anhängender Zahlkarte werden zum Preiſe von
1.25 M. für je 50 Stück abgegeben.

Kommunale Arbeilsnachweiſe. Die in Preußen vorhandenen kom
munalen oder mit kommunaler Unterſtützung betriebenen allgemeinen
Arbeitsnachweisſtellen werden in einer Ueberſicht veröffentlicht, die als
Beilage des Miniſterialblattes der Handels und Gewerpeverwaltung
erſcheint. Hiernach waren zu Beginn des Jahres 1917 in Preußen
430 derartige Arbeitsnachweiſe vorhanden, und zwar 281 kommunale
und 149 private, aber mit kommunaler Unterſtützung betriebene. Für
das große Preußen ſind das recht wenig, wenn man noch dazu bedenkt,
daß vereinzelt in einer Stadt mehrere ſolcher Nachweiſe vorhanden ſind.
Von den kommunalen Arbeitsnachweisſtellen ſtehen 100 unter „kolle
gialer“ und 181 und „bureaufratiſcher“ Verwaltung. Wie die kollegiale
Verwaltung beſchaffen, iſt des näheren nicht angegeben. In vielen
Fällen wird ſie eine paritätiſche ſein, das heißt unter gleichzähliger
Beteiligung von Unternehmern und Arbeitern ſtehen, in vielen Fällen
werden aber auch die Arbeiter recht wenig zu ſagen haben. Daß bei der
bureaukratiſchen Verwaltung Unternehmer und Arbeiter und bei den
privaten Nachweiſen die Arbeiter ſo gut wie ausgeſchloſſen ſind, dürfte

cher ſein. Es iſt alſo nach der Richtung der Demokratiſierung der
Arbeitsvermittlung noch viel zu tun.. In der weitaus größten Zahl der
Fälle iſt die Stellenvermittlung vollkommen unentgeltlich; nur ver-
einzelt werden von Arbeitgebern allgemein oder nur für beſtimmteGruppen von Arbeitern (wie Kellner oder Dien perſhnah geringe

Gebühren erhoben. Jm Jahre 1916 betrug die Zahl der bei allen
Nachweiſen angebrachten Geſuche der Unternehmer 1 386 787. Die
Zahl der Geſuche von Arbeitern um eine Stelle betrug 1 393 306.
Wirklich vermittelt wurden 1001 029 Stellen. Jm Jahre 1915 war die
geſamte Jnanſpruchnahme der Arbeitsnachweiſe eine umfangreichere.
Man ſieht, daß auf dem Gebiete des Arbeitsnachweisweſens noch viel zu
verbeſſern iſt.

Das Arbeiterſekretariat hat in letzter Zeit eine Zunahme der
Beſucherzahl zu verzeichnen. Dieſe ſtieg infolgedeſſen von 8026 im
Jahre 1916 auf 8335 im Jahre 1917, an die 8579 Auskünfte erteilt
wurden. Eine beſondere Zunahme fanden die ſchriftlichen Auskünfſte,
deren Zahl von 632 auf 799 ſtieg. Hierbei handelt es ſich zum guten
Teile um Anfragen von Kriegsteilnehmern aus dem Felde. Die ſtärkere
Jn anſpruchnahme überhaupt iſt auf das Hilfsdienſtgeſetz, die fort
währenden neuen Anordnungen in der Sozialgeſetzgebung uſw. zurück
zuführen. Schriftſätze, d. h. Eingaben an Behoörden,“ Schreiben an
Unternehmer uſw., wurden 1630 angefertigt. Perſönliche Vertretungen
vor Gerichten uſw. konnten nur in 11 Streitſachen übernommen werden.
Was die einzelnen Rechtsgebiete anbetrifft, auf denen die Auskünfte oder
Hilfeleiſtungen nötig waren, ſo ſtehen die Gemeinde und Staats
angelegenheiten mit 3107 Fällen obenan; darunter befinden ſich wieder
allein 2134 Militär und damit zuſammenhängende Unterſtützungsſachen.
In zweiter Linie kommt das Bürgerliche Recht mit 1958 Fällen. Hier
ragen beſonders Miets-, Erbſchafts- und ähnliche Sachen hervor. Die

Liſette.
Eine flämiſche Dorfgeſchichte.

Von O. Bilſener.
Deutſche Uebertragung von Hermine SchmidtLahr.

An dem Tage, an dem Stina wieder in den Dienſt trat,
kam Colas Moens aus dem Gefängnis zurück. Jm Dorf

man ihm weiter nichts nach. Einen Nebenbuhler nieder
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iſt doch, wenn die Leute verliebt ſind, etwas ganz all
tägliches. Der arme Junge hatte von Liſettes Heirat erfahren.
Er hatte damals in ſeiner Zelle bitterlich darüber geweint,
ſeinem r das Zukunftsbild entreißen zu müſſen, an
dem er ſo treu gehangen wie on der Geliebten, die ſeine
zärtlichſten Gefühle erregt hatte. Nun, da ſe und an
wen! verheiratet war, war der ſchöne Traum, daß ſie ihm
ehören würde, dahin. Aber niemand würde es vermögen,ſe aus ſeinen Sinnen zu verbannen. Auch Lifette überließ

ich in ihrer ſcheinbaren behaglichen Ruhe den alten Ge
len. Und als ſie erfuhr, daß er zurück ſei, empfand ſie

ein unbeſchreibliches Wohlgefühl. Wenn ſie verglich, wie alles
hätte werden können, und wie es tatſächlich geworden war,
mußte ſi ſich ſagen, daß ſie nur in den Armen des Verfemtenihr Glück hätte finden Bumen

Sie überließen ſich der geheimnisvoll wirkenden Macht
des Nähegefühls. Der glühende Wunſch, ſich über das Ver
gangene und das, was jetzt vor ihnen lag, zu verſtändigen,dran einem Wiederſehen. Es zog ſie unwiderſtehlich

Ruinen des ehemaligen Glücks ein paar Scherben zu
aus

Jhr Wiederſehen war ei inzige lange Umerſtes eine einziarmung. Ein Blick hatte Sfrügt ſich gegenſeitig ihr Sehnen
und Hoffen zu geſtehen. Sie ergaben ſich ohne Rückhalt dem
Unbegreiflichen. Jhre Lippen wiederholten unter Küſſen die
alten Schwüre, die allen Wechſelfällen und Schickſalsſchlägen

Troh nicht gebrochen waren. Dann enthüllte Liſette ihm
ne Vaterſchaft.

Von da ab trafen ſie ſich taglich im geheimen. ß
Anfang Mai, als die Obſtbäume wie duftende Blüten

ſträuße im friſchgrünen Rafen ſtanden und die famtenen
Wieſen mit bunten Blumen beſät waren, legte ſich Roels,
eine plötzliche Erſchlaffung in den Gliedern fühlend, zu Bett.

Es inat ein raſch zunehmender körperlicher Verfall ein.
Viſette betraute Stina Rubens mit ſeiner Pflege, da

dieſe ſeit ihrer Entbindung langſam und unfähig zu grober
Arbeit geblieben war.

Stina hatte ſich weder ſeeliſch noch körperlich ſehr ver
ändert. Zart wie zur Zeit ihres Unglücks, hatte ſie ihre
ſcharf wie Meſſerſchneiden zuſammengepreßten Lippen ſeit der
Zeit, da ſie Rache ſchwur, beibehalten. Mit der Zeit hatte ſich
in ihrem Jnnern geradezu eine korſiſche Racheluſt ange-
ſammelt, die eines Tages ihr Opfer finden mußte. Jhr
Hauptzorn richtete ſich gegen Liſette und ihren Gatten.
Gegen den letzteren, weil ſie wußte, daß er ihren Vater und
den Pfarrer hineingelegt hatte. Gegen Liſette, weil ſie ihr
Edgar in dem Augenblick abtrünnig gemacht hatte, als viel-
leicht noch, wie ſie dachte, etwas gut hätte gemacht werden
können.

Und Vanlier hatte ihr auch allerhand erzählt. Der war
noch immer wütend über ſeine drei Niederlagen. Er über
redete Sting, ihre Lage auszunützen, wenn ſie nun doch die
Schande üebr ſich ergehen laſſen müſſe, die Bedienſtete der
ehemaligen Nebenbuhlerin zu ſein, die es ſo geſchickt ver
ſtanden hatte, alle Klippen klug zu umſchiffen und ihr Lebens-
fahrzeug nicht ſtranden zu laſſen. Stina antwortete mit ihrem
rätſelvollen Lächeln. Dabei blieb es.

Seit der Alte feſt lag, wurden Liſette und Colas kühner.
Täglich, wenn es dämmerte, wogte ſich der junge Mann in
die Nähe des Hofes oder in die Nebengebäuda, wo ihn dann
Liſette irgendwo traf. Schließlich hatten ſie in einer der
Tennen ein verſtohlenes Liebesneſt gefunden, das allabend-
lich Zeuge ihrer Küſſe und leidenſchaftlichen Umarmungen
war, zu dem es ſie immer glühender und häufiger drängte,
um ſo mehr, als ſie ihnen früher verſagt waren und ſie ſich
der Strafloſigkeit ſicher wähnten. Unglücklichekweiſe hatte
Stina, die immer auf der Laucr war, Verdacht geſchöpft. Eines
Abends ſchlich ſie in der Dämmerung in die angrenzende
Scheune und beoba c durch einen Spalt in der Lehm-
wand das Treiben de

Am andern Tag ſah die blaſſe junge Magd mit den
meſſerſcharf zuſammengepreßten Lippen Liſette um die ge-
wohnte Stunde zum Stelldichein ſchleichen. Sie rannte un
verzüglich zu Roels hinein Mit harter Stimme, ohne jede
Erregung, nannte ſie ihn einen Hahnrei und fragte, ob er es
in Augenſchein nehmen wolle.

Der Alte erſtarrte. Wie? Was?
Ja, ob er ſich überzeugen wolle?
„Verflucht, verflucht!“
Mit ihrer Hilfe erhob ſich Roels, warf eine Bettdecke um

ſich, ergriff ſein Jagdgewehr und ſchleppte ſich hinaus.
Nun war, während Stina ins Haus geeilt war, Edgar

angekommen. Er hatte von der ſchweren Krankheit ſeines
Vaters erfahren. Nicht als ob er ſich um ſein Befinden ſehr
geſorgt hätte. Aber er wollte doch genaueres über die Erb-
ſchaft wiſſen. Er kam mit der Hoffnung, ſich mit Liſette in
dieſer Hinſicht zu verſtändigen. Er wollte herauskriegen, ob
der Alte ein Teſtament gemacht habe, ob nichts beiſeite ge
ſchafft ſei und manches andere »Jm Hof wandte er ſich
an einen Knecht, der ihn nach der Scheune wies Offenbar
wußte der Mann um alles und wollte ſich an Liſette rächen
denn ſie behandelte ihre armen Leute ſchlecht.

Edgar ging hinüber. Colas ſah ihn kommen und drückte
ſich. Edgar tat, als ob er gar nicht an die Vergangenheit denke
und um Liſette ſeinen Plänen gefügig zu machen, ſpielte er
den Ritterlichen. Er begrüßte ſie mit fröhlicher Unbefangen
heit und küßte ſie auf beide Wangen.

Durch den Spalt, vor den ihn Sting geführt, konnte
Roels nur die beiden engumſchlungenen Schatten erkennen.
der brüllte er auf und drückte ſeinen Doppel
lader los.

Edgar, von zwei Schüſſen tödlich in die Seite getroffen,
ſtürzte zuſammen.

Roels bemerkte erſt jetzt den ſchauerlichen Jrrtum und
ſank vom Schlage gerührt, über die Leiche ſeines Sohnes.

Auf das Krachen der Schüſſe eilte das Hofgeſinde her
bei und Colas Arme fingen die ſchreckensſtarre iſette auf.

Und hielten ſie nun
Ende.

e e



Arveiterverſicherung umfaßte 1471, der Arbeits und Dienſtvertrag 1027,
das Strafrecht 587 Fälle uſw. Die Streitigkeiten aus dem Arbeits
verhältnis haben ſehr abgenommen, ebenſo deejerigen aus der Unfall
verſicherung und dem Zivilprozeßweſen.

v B Zuckerverkauf verbolen. Die Provinzialzuckerſtelle
weiſt darauf hin, daß von den Kleinhändlern Zucker nur auf jeweils
gültige Marken verkauft werden darf. Gültig ſind die Marken erſt in
a Monat, der ihnen aufgedruckt iſt. Zuwiderhandlungen

verfolgt.

Milch iſt ein Heilmillel. Dieſer für die K zeit außer
ordentlich bedeutungsvolle Grundſatz iſt jetzk vom Reichsverſicherungsamt
aufgeſtellt worden. Eine Krankenkaſſe hatte ſich geweigert, einem ſchwer
lungenkranken Verſicherten die Koſten für eine ärztliche Beſcheinigung
über die Notwendigkeit, täglich einen Liter Milch zu erhalten, zu er
ſtatten. Die Kaſſe war der Meinung, daß die Milch nicht Heilmittel,
ſondern nur Stärkungsmitel geweſen ſei. In ſeiner endgüligen Ent
ſcheidung iſt das Reichsverſicherungsamt nicht dieſer Anſicht beigetreten,
ſondern hat ausgeführt, daß dem Schwerkranken die Milch nicht etwa
nur zur Erhaltung der Geſundheit, ſondern zur Heilung oder wenigſtens
zur Linderung der Krankheit zu dienen beſtimmt war. Sie ſtand mit
der Krankenbehandlung in unmittelbarem Zuſammenhang und war
daher ein Heilmittel im Sinne der Reichsverſicherungsordnung.

Die ſtädtiſche Schuhbeſohlanftalt, Leipziger Straße 17, teilt mit,
daß ſie wegen zu großen Andranges die Annahme von Reparaturen bis
einſchließlich 10. Februar ſchließen muß. Die Abgabe erfolgt nach wie
vor in den Geſchäftsſtunden von 9, bis 1 und -3 bis 6 Uhr.

Wacher mit Gemäſeſamen. Schon im vorigen Jahre waren die
Preiſe für Gemüſeſamen im Verhältnis zu den Friedensjahren gewaltig
geſtiegen. Ganz phantaſtiſche Preisſteigerungen ſind aber in den jüngſten
Monaten eingetreten. Hier ein Beiſpiel: Ein Kleingärtner beſtellte am
9. Oktober bei einer Firma in Erfurt einen Poſten Gemüſeſamen. Ende
Oktober kam die Antwort, daß die Ware erſt im Frühjahr geliefert
werden könne. Jetzt liegt die Rechnung vor, und es ergeben ſich für je
10 Gramm Gemüſeſamen folgende Preisſteigerungen innerhalb 3 Mo-
naten: Blumenkohl 9 M. (gegen 3.20 M. im Herbhſtkatalog), Weiß-
kraut 2 M. (gegen 30 Pf.), Rotkraut 3 M. (30 Pf.), Roſenkohl 1.50 M.
(40 Pf)., Krauskohl 70 Pf. (15 Pf.), Möhren 1.30 M. (60 Pf.), Zwie-
beln 1.40 M. (60 Pf.), Saaterbſen koſten 4 bis 6 M. das Kilo, Bohnen
das Kilo 10 bis 15 M. Sind das etwa die ſang angekündigten Richt-
De Das eröffnet niedliche Ausſichten auf die Gemüſepreiſe dieſes

ahres.
Vorbildliche ſtädtiſche Möbelbeſchaffung. Wie bereits mit

geteilt, will demnächſt auch Halle dazu übergehen, eine Möbel-
seſchaffungsſtelle für junge Ehepagare einzurichten. Aus dieſem
Grunde ſei unſern vielen Veröffentlichüngen über dieſe Frage
ganz allgemein eine weitere Mitteilung angefügt, die über eine
vorbildliche Regelung der Möbelbeſchaffung auf kommunaler
Grundlage et Der Kriegsausſchuß für Konſumenteninter-
eſſen hat unter Mitwirkung des Deutſchen Städtetages beſchloſſen,
gemeinnützige Abzahlungsgeſellſchaften zu gründen, deren Tätig-
keit folgendermaßen ausſehen müßten: Es ſoll grundſätzlich daran
feſtgehalten werden, daß die Möbel unmittelbar vom Verfertiger
bezogen werden, um alle verteuernden Zwiſchenglieder auszu
ſchalten. Die Geſellſchaften werden ſich dadurch als unmittelbare
Auftraggeber den größten Einfluß auf die Wahl von Material und
Form ſowie auf die Verarbeitung ſichern. Aus dieſem Grunde
ſoll ein Zuſammenarbeiten der einzelnen örtlichen Geſellſchaften
nach Möglichkeit angeſtrebt werden, ſo daß ſie z. B. gewiſſe Gegen
ſtände (Stühle uſw.) gemeinſam beſtellen. Die Vermittlung und
Sammlung dieſer Einzelaufträge ſoll zu den Aufgaben der zu er
richtenden Zentralſtelle gehören. Ferner iſt es Aufgabe der ört-
lichen Abzahlungsgeſellſchaften, die Käufer bei der Auswahl der
Möbel zu beraten; zu dieſem Zwecke ſind örtliche Ausſchüſſe aus
Vertretern der Bexufsvereinigungen und aus Sachverſtändigen
vorgeſehen. Das eigene Verluſtwagnis der Geſellſchaften ſoll mög
lichſt dadurch gemindert werden, daß die Reſtfumme der Außen-
ſtände bei einer Verſicherungsgeſellſchaft gegen Verluſt geſichert
werden. Die Gemeinnützigkeit des Unternehmens ſchließt höhere
Verzinſung des Geſellſchaftskapitals als mit 5 Prozent aus.
Werden trotzdem höhere Ueberſchüſſe erzielt, ſo können ſie zur Bil-
dung von Rücklagen für Zahlungsausfälle benutzt werden. Andrer-
ſeits kann den Käufern durch entſprechende Einrichtungen die Mög-
lichkeit geboten werden, kleine Sparberträge für geplante An
ſchaffungen einzuzahlen. Auch können die fälligen Raten wöchent-
lich oder monatlich entſprechend den Gehalts- oder Lohngah-
ungsfriſten entrichtet werden. Die erſte Anzahlung wird auf
etwa 30 Prozent bemeſſen werden müſſen, die weiteren Zahlungen
auf 20 Proz., ſo daß in 3 Jahren die ganze Schuld getilgt wird.

Schonk die Weidenkähchen? Bei Eintritt der warmen Witterung
ſah man in den Händen des Publikums auch ſchon früh herausge
kommene Weidenkätzchen. Da durch das maſſenhafte Abſchneiden der
Weidenkätzchen den Bienen das im Frühjahr ſo nötige Futter entzogen
wird, ſollte überall das unbefugte Abreißen oder Abſchneiden der
Weidenkätzchen unterlaſſen werden. Das Leipziger Polizeiamt hat auch
bereits eine Beſtimmung erlaſſen, daß dieſe Kätzchen im Stadtkreiſe über
haupt nicht verkauft werden dürfen, alſo auch von Weidenpflanzungs
3 reell erworbene nicht. Die Uebertretung dieſes Verbotes wird

eſtraft.
Beſtrafte Kartoffeldiebe. Der noch nicht 16jährige Fürſorge-

vögling Robert H. war aus der Anſtalt entwichen und nach Halle ge
kommen, wo er in einer Wirtſchaft den 18jährigen Hans D. kennen
lernte. Sie ſtahlen aus mehreren Kellern Kartoffeln in der Weiſe, daß
H. die Kartoffeln herausholte, während O. draußen den Aufpaſſer
machte. Die erbeuteten Kartoffeln, zuſammen gegen 2 Zentner, ver
kauften ſie an die Frauen Wilhelmine Sch., Thereſe H. und Ling W.
Alleſamt hatten ſich jetzt deswegen vor der Strafkammer zu verantworten.
Die beiden erſten Angeklagten wurden wegen ſchweren Diebſtahls in dreiFällen verurteilt, und zwar H. zu einer ehe von ſechs Monaten

zu einer früher erkannten Strafe, D. zu fünf Monaten Gefängnis unter
Anrechnung von zwei Monaten der Unterſuchungshaft. Die drei
Frauen erhielten wegen Hehlerei eine Gefängnisſtrafe von drei Tagen.
e Vermißt wird ſeit bereits einer Woche die fünfzehnjährige Anna
Franke aus Beeſen, ein körperlich geſundes, nur etwas nervöſes
Mädchen, das von einer Beſorgung nicht wieder in die mütterliche Woh-
nung zurückgekehrt iſt, ſondern ſich in der Richtung nach der Merſe
burger Straße in Halle zu entfernt hat. Das Mädchen war mit
blauem Barchentrock, blauer Jacke, blauer Schürze und blaugeſtreiftem
Schal bekleidet und trug ſchwarze Strümpfe und Holzpantoffeln.

Theater, Sehens würdigkeiten uſw.
Der Volksbildungeverein veranſtaltete kürzlich einen Vortrags-

abend in dem „Ernſtes und Heiteres aus der deutſchen Dichtung“
geboten wurde. Die Ausführung hatte der Halleſche Vortragskünſt-
ler Oskar Schiller übernommen. Von ihm waren poetiſche und
proſaiſche Stücke älterer und neuerer Dichter geſchickt zu einer reich-
haltigen Vortragsfolge vereinigt, die die rechte Abwechſelung bot,ſo daß wohl jeder Zuhörer auf ſeine Rechnung kam. Bei guter

Auffaſſung des Jnhalts des Gebotenen wußte der Vortvagende
überall den rechten Ton zu treffen und den Ausdruck durch gutes
Gebärdenſpiel vorteilhaft zu unterſtützen. Auf den am
7. Februar pünktlich 7 Uhr abends beginnenden „Wagner-Opern-Abend“, an dem Frl. Meta Touchy (Opernſängerin), r Alfred
Erneſti (Opernſänger) und Herr Kapellmeiſter Schönbach vom
hiefigen Stadttheater ſowie Frl. M. Fiſcher-Halle (Klavierlehrerin)
mitwirken, macht der Verein beſonders aufmerkſam. Zur Ver-
meidung des Andranges an der Abendkaſſe werden am Konzerttage
von 2 bis 4 Uhr nachmittags im Thalia-Gaſtzimmer Vortragsfolgen
zu 25 Pf. für t und zu 80 Pf. für Gäſte gegen Gutſchein
verausgabt; neue Mitgliedskarten können nur während dieſer Zeit,nicht an der Abendtafe ausgeſtellt werden.

Der Wochenſpielplan des Stadttheaters bringt heute (Montag)„AltHeidelberg“, Dienstag „Undine“, Mittwoch zum erſten Mefe
„Die Walküre“, (große Oper von Richard Wagner), Donnerstag
„Jugendfreunde“, Freitag „Othello“, Sonnabend ein Sinfonie-
Konzert. Eine nochmalige Wiederholung des Weihnachtsmärchens
„Aſchenbrödel“ findet Sonnabend nachmittag 34 Uhr ſtatt.

Aus der Previn.
Die Landkreiſe gur Wahlrechtsreform.

Der Vorſtand des Verbandes der Preußiſchen Lanbkreiſe hat
an den Landtag die Bitte gerichtet, bei der geplanten
des Herrenhauſes die der ländlichen Selbſtverwaltung einge
räumteh Vertretung als ein Mindeſtmaß zu behandeln, unter das
keinesfälls noch heruntergegangen werden darf.

Jn der Begründung wird zunächſt die Heranziehung der Selbſt
verwaltung zur Bildung des Herrenhauſes lebhaft begrüßt und die
Notwendigkeit betont, die Landkreiſe mit den übrigen Formen der
ländlichen Selbſtverwaltung ebenſowohl zu berückſichtigen wie die
ſtädtiſchen Gebilde. Es wird dann auf das bereits nach der Vor-
lage den großen Städten durch Berufung von Bürgermeiſtern neben
der ſonſtigen Vertretung der ſtädtiſchen Selbſtverwaltung einge
räumte Vorrecht, ſowie auf die zahlreichen Anträge hingewieſen,
welche weitere Sonderberufungen verlangen. Der Vorſtand gibt da
her der Erwarzung Ausdruck, daß die der ländlichen Selbſtver
waltung zugebilligte, engbemeſſene Beteiligung nicht noch verhält-
nismäßig herabgedrückt wird. Die kräftige Entfaltung der länd-
lichen Selbſtverwaltung verleihe ihr ſchon heute eine große Be
deutung im Staatsleben. Bei einer grundlegenden geſetzgeberiſchen
Maßnahme wie der geplanten ſei ihre ausreichende Berückſichtigung
um ſo mehr geboten, als ſie ſich erſt in den Anfängen einer ſchnell

rt)hreitenden zukunftsreichen Entwicklung befinde.

Erhöhung der „Ortslöhne“ notwendig.
Zu einem großen Uebelſtand hat r die Tatſache ausge

wachſen, daß die jetzt noch gültigen „ortsüblichen Tagelöhne“, die
in Friedenszeiten bereits feſtgeſetzt wurden, von den wirklichenVerhältniſſen längſt überholt ſind. Da dieſe von den Behörden feſt

zuſetzenden „Ortslöhne“ für die Durchführung der ſozialen Ver-
ſicherung und viele andere Arbeiterangelegenheiten von großer Be
deutung ſind, ſchädigen“ die viel zu geringen Anſätze die arbeitende
Bevölkerung ſchwer.

Durch mehrere Bundesrats- Verordnungen iſt ausgeſprochen
worden, daß die in S 151 der Reichsverſicherungsordnüung vorgeſehene,
regelmäßige, längſt fällige allgemeine Neufeſtſetzung erſt nach dem
Kriege ſtattfinden ſoll. Gegen dieſe Anordnung iſt von verſchiedenen
Körperſchaften, ſo auch von der Generalkommiſſion der freien Ge
werkſchaften, ſchon Stellung genommen und petitioniert worden.

Kürzlich haben nun auch, wie jetzt bekannt wird, die preufßi-
ſchen Miniſter für Handel und Gewerbe und für Landwirtſchaft
einen Erlaß an die Oberverſicherungsämter gerichtet, in dem die
Auffaſſung als unrichtig hingeſtellt wird, daß jetzt Neufeſtſetzungen
von Ortslöhnen unzuläſſig ſeien. Die Bundesratsverördnungen
wollten nur, daß n Foſtſetzungen von Ortslöhnen gleich
zeitig im ganzen Reich unterbleiben ſollten. Unberührt davon bleiben
Zwiſchenfeſtſetzungen in einzelnen Bezirken und Orten. Es be
ſtünden deshalb keine Bedenken gegen einzelne Erhöhungen in Aus-
ſicht auf die gegenwärtige Teuerung. „Dabei iſt indeſſen zu be-
achten,“ ſo heißt es weiter, „daß vielfach ein dringendes Bedürfnis
für eine Aenderung der Ortslöhne namentlich für ſolche Bezirke
nicht vorliegen wird, in denen es ſich in der Hauptſache um eine
landwirtſchaftliche Bevölkerung handelt, die von der Teuerung nicht
in dem Maße betroffen wird, wie die ſtädtiſche. Ferner iſt es
wichtig, daß es ſich bei Aenderungen des Ortslohnes nicht nur um
die Erhöhung der Leiſtungen der Verſicherungsträger, ſondern auch
um die der Beiträge handelt. Mit Rückſicht darauf, daß ein
ſpäteres h auf niedrigere Sätze in der Friedenszeit mit
Schwierigkeiten verknüpft ſein wird, erſcheint bei etwaigen neuen
S auf dieſem Gebiete eine beſondere Zurückhaltung ge
boten Auch iſt zu berückſichtigen, daß es für die gegenwärtig außer-
ordentlich belaſteten Behörden unerwünſcht ſein wird, wenn ſich
die Abänderungsanträge ſehr häufen.“

Hierzu iſt zu bemerken, daß in den landwirtſchaftlichen S
den ſchon in der letzten Friedenszeit die Ortslöhne ganz beſonders
unzulänglich waren und ſchon ſeinerzeit den tatſächlichen Verhält
niſſen nicht entfernt entſprachen. Jm übrigen liegen die Dinge ſo
klar, daß umfangreiche Prüfungen der Frage durch die Behörden
wirklich nicht nötig ſind. Es dürfte ſich deshalb im Gegenſatz zu den
Wünſchen der Miniſter empfehlen, von Antuägen auf zeitent-
ſprechende Erhöhung der Ortslöhne umfangreichen Gebrauch zu
machen. Die Anträge, die von Krankenkaſſen, Gewerkſchaftskar-
tellen uſw. ausgehen können, ſind an die jeweils zuſtändigen Ober
verſicherungsämter zu richten.

Merſeburg. Betriebseröffnung der Müchelner
Fernbahn. Die landespolizeiliche Abnahme der a
Bahn Merſeburg Mücheln iſt am Freitag vormittag vom hieſigen
Gaswerk aus erfolgt. Die beteiligten Amtsvorſteher und Orts-
richter erwarteten den Abnahmewagen an der Grenze ihres Amts
bezirks. Beſchwerden wurden nicht vorgebracht.

Starker Handwerkerbedarf. Zwei Eingaben an
das Generalkommando hat der hieſige Hausbeſitzerverein abgeſandt.
Er erſucht darin um Freigabe von Handwerkern vom Kriegsdienſt,
da ſelbſt unbedingt nor.vendige Ausbeſſerungen infolge Fehlens von
Fachleuten nicht ausgeführt werden können.

Merſeburg. Wegen ſchweren Diebſtahl waren der
Arbeiter Karl Wiezorek, ſeine Ehefrau Minna, Frau Nauber und der
Buchdruckerlehrling Nauber, ſämtlich aus Merſeburg, vor der Straf-
kammer in Halle angeklagt. Die Angeklagte W. war im Krankenhauſe
zu Merſeburg beſchäftigt und ſah, wie im November 1917 größere Poſten
Lebensmittel dort eingeliefert wurden. Sie machte ihren Ehemann
darauf aufmerkſam, und alle vier Angeklagten verbündeten ſich, eines
nachts um 3412 zu ſtehlen. Sie haben eingeſtandenermaßen das
Gitter des Kellerfenſters ausgehoben und eine Scheibe zerſchlagen, und
ſind dann eingeſtiegen. Sie ſollen 56 Büchſen Oelſardinen, 19 Flaſchen
Portwein, 25 Flaſchen Rotwein, 35 Pfund Margarine, 2 Gläſer mit
eingekochtem Fleiſch, 2 Krüge mit Apfelkompott, 88 Eier, 6 Büchſen
mit Gemüſekonſerven und Leberwurſt geſtohlen haben, was ſie teilweiſe
beſtritten. Der Angeklagte W. ſoll außerdem noch allein eine beiihm
gefundene Doppelflinte geſtohlen haben, die er jedoch in Belgien gefunden
haben will. Dieſer wurde zu ſieben Monaten einer Woche Gefängnis
verurteilt, worauf ſechs Wochen der Unterſuchungshaft angerechnet
werden. Die W. wurde als die treibende Kraft angeſehen und zu ſechs
Monaten Gefängnis verurteilt. Die N. kam mit vier Monaten davon,
während der 15jährige Lehrling die geringſte zuläſſige Strafe von zwe
Wochen erhielt.

Heftſtedit. Treibriemen Diebſtahl. Nachts wurden
aus der Sprunckſchen Pianofortefabrik vier Treibriemen, davon einer
über 9 Meter lang und 12 Zentimeter breit, geſtohlen.

Naumburg. Großer Speckdiebſtahl. m hieſigen
Schlachthofe ſind vor acht Tagen aus militäriſchen Be en etwa
150 Pfund Speck geſtohlen worden. Es kann ſich dabei nur um
Leute handeln, die mit den Einrichtungen im Schlachthofe vertraut
waren.

Abgefaßter Stiefeldieb. Vor einigen 7 hatte
ſich des abends ein Mann in die Altwarenhandlung von Ködderitzſch
eingeſchlichen, während ein Burſche Stiefeln ablieferte, Als die Ge
ſchäftsinhaberin ſich bereits zu Bett gelegt hatte, wurde ſie von einem
ruſſiſchen Kriegsgefangenen, der im Geſchäfte tätig iſt, auf eckt
mit dem Rufe, es ſei ein im Hauſe. irklich fand ſich
auch bei der rege des Ladens, hinter Kleidungsſtücken ver
ſteckt der iDeb. Er hatte bereits mehrere Paare gute Stiefel in
einen Koffer verpackt, die er ſamt dem Koffer hätte mitgehen heißen.
Inzwiſchen war die Polizei benachrichtigt worden, die den Liebhaber
von Stiefeln dingfeft machte.

3 h r J4. bis 10. Februar zur Ve auf Br Abſchnitt 22, 1 Pfund Marmelade, Preis 90 9. auf Lebensmittelmarke 90

100 Gramm Graupen, Preis 8 Pf. Es gelangen zum Verkauf: Mar
melade von Donnerstag an in allen Geſchäften und Graupen von Frei
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nicht e. dazu gehört kein Glaube, ſondern der ernſte Wille und
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lichen Stellen. Daß das K. E. A, die Abſicht hat, die Brotrationbeizubehalten, wenn, ja wenn, die dem näch ſt ſtattfindende Auf
nahme des Getreidebeſtandes nichts anderes nötig macht, iſt ja recht
erfyeulich. Beſſer noch wäre es aber, wenn das K. E. A. jetzt, Ende
Jawuar, ſchon in der Lage wäre, zu wiſſen, was vorhanden iſt. Oderhat es irgendwo wieder an Benzin gefehtt, oder waren Maſchinen
zum Ausdruſch nicht vorhanden, wie bei Herrn Heydebrand? Daß
wir, wenn auch knapp, durchhalten können, iſt ebenfalls eine ſolche
wertloſe Redensart. Direkt verhungern freilich wird wohl ſelten
ein Menſch, aber die Aerzte wiſſen es beſſer, wenn ſie es auch nicht
ſagen, daß Tauſende an Unterernährung leiden und langſam da
hin na ſagen wir kranken. eBim Leſen dieſes Berichtes mußte
ich unwillkürlich an Heines Gedicht denken von den hungrigen und
den ſatten Ratten. Wortgeſpinſte und Redekünſte uns nicht,
ſondern Knödelgründe mit Wurſtzitaten. Und die reſtloſe Erfaſſung
mit gleichmäßiger Verteilung der Nahrungsmittel brächte ſchon
etwas mehr Knödel und Fett zu den Maſſen. Dann brauchten auch
die Zeitungen der „Satten“ nicht von landesverräteriſchen Streiken
den zu faſeln.

Billerſeld. Erwiſchte Diebin. Aus einem Grundſtück der
Mittelſtraße war gemeldet worden, daß ſich auf dem Boden Diebe be
fänden, Es gelang auch, eine fremde Frauensperſon bei einem Dieb-
ſtahl zu ertappen. Die Diebin hatte Pelzſachen und Kleidungsſtücke zu
ſammengepackt, als ſie von einem Polizeibeamten überraſcht wurde.
Die Sachen waren aus einer Bodenkammer geſtohlen worden. Die
Feſtgenommene iſt das 35 Jahre alte Dienſtmädchen Marie Beiß, das
ſchon mehrfach vorbeſtraft und erſt am 22. Januar aus dem Gerichts
gefängnis in Merſeburg entwichen iſt.

Eiſenbahnunfall. Auf der Strecke Burgkemnitz--Ora-
nienbaum iſt in der Nähe von Zſchieſeritz der Perſonenzug mit einem
Kieszug zuſammengeſtoßen. Einige Inſaſſen des Perſonenzuges erlit-
ten leichte Verletzungen. Von dem Elektrowerke war ſofort ärztliche
Hilfe zur Stelle. er Materialſchaden iſt unbedeutend. m den
Anprall wurden beide Lokomotiven aus dem Gleiſe geworfen. Starke
Nebel erſchwerten die Fernſicht. Die Urſache des Zuſammenſtoßes ſoll
in falſcher Weichenſtellung zu ſuchen ſein.

Witlenberg. 5000 Mark Geldſtrafe. Das Schöffengericht
Gräfenhainichen verurteilte den Fleiſchermeiſter Heſſelbart von dort,
jetzt Sergeant im Feldart.Reg. 74 zu Wittenberg wegen Geheimſchläch-
terei koſtenpflichtig zu 5000 Mark Geldſtrafe; beantragt waren 8000
Mark. Um das Geſchäft vor dem Niedergang zu bewghren, konnte H.
vor zwei Jahren auf Reklamation des Erſ.Abt. Feldart.Reg. 74 nach
Wittenberg zurückkehren. Von der Batterie erhielt er viel Urlaub, den
H. mit zwei Lehrlingen und einem Ruſſen dazu ausnutzte, das ſo ehren
werte Geſchäft einer Geheimſchlächterei großen Umfanges zu betreiben.

Torgau. Kein ſtädtiſcher Wohnungsnachweis. Der
Hausbeſißerverein macht erneut auf ſeinen Wohnungsnachsweis auf
merkſam. Hierzu wird von andrer Seite hervorgehoben, daß unſere
ſtädtiſchen Behörden von der Einrichtung eines ſtädtiſchen Wohnungs
nachweiſes abſehen wollen, da derjenige des Hausbeſi reins r
t anocren Jahren deſemn und her ren t habe.
Der Wohnungsnachweis des Hausbeſitzervereins ſtellt ſich allen, auch
Nichtmitgliedern, koſtenlos zur Verfügung.

Eisleben. Die Stadtverordneten hielten jetzt wieder
eine Sitzung ab. Jn das Mietseinigungsamt, für das der Magiſtrat
als Vorſitzenden Herrn Stadtrat Dr. Heipertz und als ſtellvertreten
den Vorſitzenden Herrn Juſtizrat Schoene berufen hat, wurden als
Vertreter der Hausbeſitzer gewählt die Stadtv. Fritz Bindſeil, Gott-
ſchalk und Rechner, ſowie Herr Lehrer a. D. Thurm, ferner als
Vertreter der Mieter die Herren Amtsgexichts-Oberſekretär Rech-
nungsrat Blankenburg, Stadtv. Kutzke, Poſtſekretär Fiſcher und
Zigarrenmacher Chriſtange. eBi jeder Tagung des Mietseinigungs-
amtes haben zwei Beiſitzer, und zwar je ein Hausbeſitzer und ein
Mieter, zugegen zu ſein. Zugeſtimmt wurde arten einer
neuen Luſtbarkeitsſteuer-Ordnung. Die Beſteuerung der Lufſtbar-
keiten geſchieht: 1. in der Form der Kartenſteuer, wenn an die
Beſucher Eintrittskarten oder ſonſtige deren Stelle vertretende Aus
weiſe (Kontroll-Mitgliedskarten, ramme, Einladungen, Ab
zeichen u. dergl.) gegen Entgelt verabfolgt werden (bei einem Ein
krittsgeld bis zu 50 Pf. werden 5 Pf. und bei höherem Eintrittsgelb
werden für jede weitere angefangene halbe rk je weitere 5 Pf.
erhoben); 2. in allen anderen Fällen durch Erhebung einer Pauſch-
ſteuer. Stadtv. Mehliß hob als Berichterſtatter u. a. hervor, daß
Konzerte und Veranſtaltungen von künſtleriſchem Wert in Zukunft
auch zu beſteuern ſind, da ſich oft wegen Fehlens einer ſachverſtän
digen Jnſtang ſchwer feſtſtellen läßt, wo die Kunſt aufhört, Dre wo
das Vergnügen beginnt. Dem Magiſtrat iſt jedoch die Weg ein
geräumt, die Steuer ganz oder teilweiſe zu erlaſſen. Auch die
Aenderung des Tarifs für die Abgabe elektriſchen Stromes fand
einſtimmige Annahme. Jm weſentlichen handelt es ſich um die Er-
höhung des Stromgeldes für Licht um 5 Pf. und um r Kraft
um 2 Pf. Die Erhöhung, die mit dem 1. März eintritt, iſt erfolgt,
weil auch die Selbſtkoſten der Stadt ſich entſprechend erhöht haben.

Sangerhau Amtsmißbrauch. Der Landrat gibt folgendes bekannt: Es iſt in letzter Zeit häufig vorgekommen, daß Genleinde-

behörden Privattelegramme an Angehörige oder Kommandoſtellen im
Felde oder in den beſetzten Gebieten, welche Beurlaub auf Grund
von Krankheiten, Todesfällen, wirtſchaftlichen Verhältniſſen uſw. be
treffen, als Staatstelegramme bezeichnet haben. Ich mache en T.
merkſam, daß das Verfahren unzuläſſig iſt. Die Telegramme ſi
tens der Zivilbehörden weder ſelbſt abzufaſſen, als S Telegramme
zu bezeichnen, ſondern es iſt lediglich auf den von den Angehörigen ab
gefaßten Telegrammen die Beglaubigung anzubringen. Die Tele
gramme ſind ſodann unter Beifügung der Gebühren an die Annahme-
ſtelle für Privattelegramme nach dem Feldheer, Magdeburg, Haupt
poſtgebäude Zimmer 314 zu ſenden.
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